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1.  VERFAHREN 

1.1 Übersicht der Verfahrensschritte 

Verfahrensschritt Datum 

Information/Anhörung Ortsbeirat Oggersheim gem. § 75 (2) GemO am 06.10.2016 

Aufstellungsbeschluss (gem. § 2 (1) BauGB) am 26.09.2016 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses im Amtsblatt Nr. 65/ 
2016 am 

25.11.2016 

Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (1) BauGB vom 02.12.2016 bis 
16.12.2016, Erörterungstermin am 

15.12.2016 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger Öffentlicher Belange 
gem. § 4 (1) BauGB mit Schreiben vom  

01.12.2016 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (gem. § 4 
(2) BauGB) mit Schreiben vom 30.03.2017 

03.04.2017 -
04.05.2017 

Offenlagebeschluss am  26.09.2016 

Ortsübliche Bekanntmachung der Offenlage im Amtsblatt Nr. 1972017 am 24.03.2017 

Offenlage (gem. § 3 (2) BauGB) im Zeitraum vom 
03.04.2017 

bis 03.05.2017 

Satzungsbeschluss (gem. § 10 (1) BauGB) am  

1.2 Anmerkungen zum Verfahren  

Mit dem Bebauungsplanverfahren Nr. 645 “Adolf-Diesterweg-Straße Nord“ war vorgesehen 
den bestehenden rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 192 „Friedhofserweiterung Oggersheim“ 
aus dem Jahr 1969 in einem Teilbereich zu überplanen. 

Der Bebauungsplan Nr. 192, sowie der derzeit wirksame Flächennutzungsplan weisen bzw. 
stellen hier Grünfläche dar. Die Grundstücke befinden sich unmittelbar an der Stadtgrenze. Es 
handelt sich hierbei um bislang unbebaute Grundstücke, die derzeit landwirtschaftlich genutzt 
werden. Ein Verfahren gem. § 13 bzw. 13a BauGB findet somit keine Anwendung. Das 
Verfahren wird als Vollverfahren durchgeführt. Dies umfasst eine Pflicht zur Umweltprüfung 
gemäß §2(4) BauGB. Die Inhalte fließen in den Umweltbericht ein. 

Da das Bebauungsplanverfahren derzeit nicht aus dem Flächennutzugsplan entwickelt 
werden kann, wird der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren entsprechend angepasst. 

Die im Dezember 2014 beschlossene Gesamtfortschreibung des Flächennutzungsplanes ´99 
sieht in seinem Konzept die Änderung der bisher bestehenden Darstellung von Grünfläche in 
Wohnbaufläche vor. Um im Bebauungsplanverfahren zeitnah inhaltlich voranzukommen, wird 
dieser Bereich im Parallelverfahren als 27. Teiländerung des Flächennutzungsplans ´99 
betrieben und der Gesamtfortschreibung des Flächennutzungsplan vorweggenommen.  

Im Rahmen der frühzeitigen Trägerbeteiligung gem. § 4(1) BauGB wurden Anregungen 
vorgebracht, welche in Konsequenz dazu führen, zunächst lediglich den vorderen Planbereich 
mit der Gemeinbedarfsfläche für eine Kindertagesstätte weiterzuführen, da hier eine hohe 
Notwendigkeit an frühzeitiger Planreife besteht. Dieses Verfahren wird als Bebauungsplan Nr. 
645a „Adolf-Diesterweg-Straße Nord“ weitergeführt. Die im rückwärtigen Planbereich 
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vorgesehene Wohnbebauung bedarf noch einiger grundsätzlicher Überlegungen und wird zur 
gegebenen Zeit im weiteren Verfahren als Bebauungsplan Nr. 645b „Adolf-Diesterweg-Straße 
Nord – Wohngebiet“ weitergeführt. 

2. ALLGEMEINES 

2.1 RECHTSGRUNDLAGEN STAND: 07.03.2017 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Art. 2 des 
Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057 (Nr. 25)) (textl. 
nachgewiesen, dokumentarisch noch nicht abschließend 
bearbeitet) 

Planzeichenverordnung (PlanZV) 

vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58) zuletzt geändert durch Art. 2 
des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057 (Nr. 25)) (textl. 
nachgewiesen, dokumentarisch noch nicht abschließend 
bearbeitet) 

Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) 

vom 17.03.1998 (BGBl. I 1998 S. 502), zuletzt geändert durch Art. 
101 der Verordnung vom 31.08.2015 (BGBl. I S. 2258) 

Bundes-Bodenschutz- und Altlasten-
verordnung (BBodSchV) 
vom 12.07.1999 (BGBl. I S. 1554), zuletzt geändert durch Art. 102 
der Verordnung vom 31.08.2015 (BGBl. I S. 1474) 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Art. 19 
des Gesetzes vom 13.10.2016 (BGBl. I S. 2258) 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 (BGBl. I S. 
1274), zuletzt geändert durch Art. 55 des Gesetzes vom 
29.03.2017 (BGBl. I S. 626 (Nr. 16)) (textl. nachgewiesen, 
dokumentarisch noch nicht abschließend bearbeitet). 

Baugesetzbuch (BauGB) 

vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Art. 1 
des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057 (Nr. 25)) (textl. 
nachgewiesen, dokumentarisch noch nicht abschließend 
bearbeitet) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) 

Neugefasst durch Bekanntmachung vom 24.02.2010 (BGBl. I S. 
94), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 30.11.2016 
(BGBl. I S. 2749). 

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(WHG) 
vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Art. 122 
des Gesetzes vom 29.03.2017 (BGBl. I S. 626) 

Denkmalschutzgesetz (DSchG) 
vom 23.03.1978 (GVBl. S. 159), Inhaltsübersicht geändert, § 25b 
eingefügt durch Art. 3 des Gesetzes vom 03.12.2014 (GVBl. S. 
245) 

Gemeindeordnung (GemO) 
vom 31.01.1994 (GVBl. S. 153),  §§ 12 und 67 zuletzt geändert 
durch Art. 7 des Gesetzes vom 02.03.2017 (GVBl. S. 21) 

Landeskreislaufwirtschaftsgesetz (LKrWG) 
vom 22.11.2013 (GVBl. S. 459), §§ 12 und 17 geändert durch Art. 
1 des Gesetzes vom 22.12.2015 (GVBl. S. 471) 

Landesbauordnung (LBauO) 
vom 24.11.1998 (GVBl. S. 365, BS 213-1), mehrfach geändert 
durch Art. 1 des Gesetzes vom 15.06.2015 (GVBl. S. 77) 

Landeswassergesetz (LWG) 
vom 14.07.2015 (GVBl. 2015, 127), §§ 85 und 88 geändert durch 
§ 28 des Gesetzes vom 27.11.2015 (GVBl. S. 383) 

Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) 
vom 25.07.2005 (GVBl. S. 302), §§ 9, 11 und 13 geändert durch § 
50 des Gesetzes vom 06.10.2015 (GVBl. S. 283, 295) 

Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) 
vom 06.10.2015 (GVBl. S. 283), § 36 geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 21.12.2016 (GVBl. S. 583)  

Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft 
und Sicherung der umweltverträglichen 
Bewirtschaftung von Abfällen (KrWG) vom 

24.02.2012 (BGBl. I S. 212), zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 27.03.2017 (BGBl. I S. 567 (Nr. 15)) (textl. 
nachgewiesen, dokumentarisch noch nicht abschließend 
bearbeitet) 

 

2.2 Geltungsbereich 

Der geänderte Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 645a ergibt sich aus dem 
beigefügten Lageplan (vgl. Anlage 1) und verfügt über eine Größe von etwa 0,4 ha. Er wird in 
etwa umgrenzt:  

im Norden: durch den Trassenverlauf der Hauptwasserleitung im Flurstück 514/1 
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im Osten: In einem Abstand von ca. 82 m parallel zur Adolf-Diesterweg-Straße 

im Süden: durch die vorhandene Eingrünung entlang der Friedhofseinzäunung 

im Westen: durch die Adolf-Diesterweg-Straße 

Der genaue Geltungsbereich ergibt sich aus der zeichnerischen Darstellung mit Datum vom 
24.02.2017. 

2.3 Quellenverzeichnis 

[1] Einheitlicher Regionalplans Rhein-Neckar 2020, (Metropolregion Verband Rhein-Neckar, 

2014) 

[2] Flächennutzungsplan der Stadt Ludwigshafen am Rhein (Stadt Ludwigshafen am Rhein 
März 1999) 

[3] Landschaftsplan zum Flächennutzungsplan '99 (Stadt Ludwigshafen am Rhein, 1998),  
[4] Landschaftsplan zum Flächennutzungsplan ´99 Teiländerung Nr. 27 „Adolf-Diesterweg-

Straße Nord“ (Büro Olschewski, Ludwigshafen, März 2017) 
[5] Grünordnungsplan zum Bebauungsplan Nr. 645 „Adolf-Diesterweg-Straße Nord“ (Büro 

Olschewski, Ludwigshafen, März 2017) 
[6] Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan Nr. 645 „Adolf-Diesterweg-Straße 

Nord“ (Lärmkontor, Hamburg, 2017) 
[7] Geomagnetische Erkundung nach Kampfmitteln sowie archäologischen Resten 

(Gesellschaft für Geophysikalische Untersuchungen mbH, Karlsruhe, März 2017) 

3. PLANUNGSANLASS, -ZIELE UND -GRUNDSÄTZE 

3.1 Planungsanlass / städtebauliches Erfordernis gem. § 1 (3) BauGB 

Die Stadt Ludwigshafen hat einen Bevölkerungszuwachs zu verzeichnen. Dies ist zum Einen 
durch Zuzug bedingt, zum Andern aber auch durch steigende Geburtenraten und einen 
Geburtenüberschuss begründet.  

Ohnehin bestehende Anforderungen an die Stadtverwaltung aufgrund der geänderten 
Gesetzeslage zur Kinderbetreuung, werden dadurch zusätzlich konkret. Im planenden Bereich 
betrifft dies insbesondere den Neubau von Kindertagesstätten um den gesetzlich verankerten 
Rechtsanspruch auf einen Kinderbetreuungsplatz abdecken zu können. 

Da das Nachfragepotential nach Kindergrippenplätze durch diese Planung gedeckt werden 
soll, ist hier ein sehr begrenzter zeitlicher Rahmen gesteckt.  

3.2 Ausgangssituation / Anmerkungen zum Verfahren 

Das Plangebiet liegt am Stadtrand zur Nachbarkommune Frankenthal am Übergang zur 
landwirtschaftlich geprägten Fläche und wird südlich durch den Friedhof Oggersheim 
begrenzt. Zur Zeit wird es als landwirtschaftliche Fläche genutzt. Durch den rechtskräftigen 
Bebauungsplan Nr. 192 „Friedhofserweiterung Oggersheim“ hat sich die Stadt Ludwigshafen 
hier eine öffentliche Grünfläche als Gemeinbedarfsfläche Friedhofserweiterung gesichert. 
Diese Erweiterungsfläche wird zwischenzeitlich nicht mehr im vollen Umfang benötigt. 

Wie eingangs erwähnt, haben sich bereits in den letzten Monaten erhebliche Bedarfe an 
Flächen für eine Kindertagesstätte (derzeit ca. 7 Gruppen) sowie für Wohnungsbau 
abgezeichnet. Nach einer umfänglichen Flächenrecherche für die Kindertagesstätte zeigte 
sich, dass ähnlich große Flächen derzeit anderweitig nicht zur Verfügung stehen.  
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Ziel war es daher zunächst durch den Bebauungsplan Nr. 645 „Adolf-Diesterweg-Straße Nord“ 
Flächen als Gemeinbedarfsfläche für eine Kindertagesstätte und Flächen für Wohnungsbau 
anzubieten. Durch die Planung werden zwar bislang unbebaute Flächen in Anspruch 
genommen, diese sind aber bereits heute durch eine Nutzung überplant. Zudem handelt es 
sich hier um Flächen die gut an die Adolf-Diesterweg-Straße angebunden werden können. 

Zur Vorbereitung des Bebauungsplanes wird die 27. Teiländerung des Flächennutzungsplans 
´99 im Parallelverfahren durchgeführt. Dort ist die Änderung von öffentlicher Grünfläche in 
eine Wohnbaufläche im Verfahren. 

Da sich für den rückwärtigen Bereich des Wohngebiets weiterer Klärungsbedarf abzeichnet, 
wird das Plangebiet nun in die beiden Teilbereiche 645a und 645b aufgeteilt.  

Vorerst wird nur der vordere Planbereich 645a mit der Darstellung einer Gemeinbedarfsfläche 
für eine Kindertagesstätte zur Rechtskraft gebracht werden, der Teilbereich 645b mit der 
Darstellung eines Wohngebietes wird dann zur gegebener Zeit weiterverfolgt. 

Das Bebauungsplanverfahren Nr. 645a wird im Parallelverfahren zur oben genannten 
Flächennutzungsplanänderung weitergeführt. 

3.3 Planungsziele und -grundsätze 

Die allgemeinen städtebaulichen Ziele und Grundsätze ergeben sich aus § 1 des 
Baugesetzbuches. Daraus abgeleitet ist für das Vorhaben das wesentliche Planungsziel eine 
Verbesserung der Angebote für die Kinderbetreuung.  

Die Grundstücke befinden sich im Eigentum der Stadt, so dass diese Flächen zeitnah für die 
in Frage kommende Nutzung zur Verfügung gestellt werden können. Die dringend benötigte 
Kindertagesstätte kann im Anschluss an die Rechtskraft des Bebauungsplanes zügig realisiert 
werden. Für die Kindertagesstätte ist die Ausweisung als Gemeinbedarfsfläche vorgesehen. 

Die Kindertagesstätte soll zur Verminderung der Flächeninanspruchnahme in 
zweigeschossiger Bauweise umgesetzt werden. Es sind hier bis zu sieben Gruppen 
vorgesehen. Das Gebäude wird als Flachdachgebäude ausgeführt. 

Im Aufstellungsbeschluss war noch vorgesehen die Kindertagesstätte im rückwärtigen Grund-
stücksteil unterzubringen, so dass hier eine abgestaffelte Höhenentwicklung von der 
vorhandenen Bebauung an der Adolf-Diesterweg-Straße mit bis zu 7- geschossigen 
Gebäuden über die Wohnbebauung mit 3 Vollgeschossen, der zweigeschossigen Kinder-
tagesstätte hin zur Landschaft zu erreichen ist. Um die verkehrliche Erschließung der 
Kindertagesstätte - insbesondere zu Stoßzeiten – zu vereinfachen und auch vorhandene 
Stellplatzkapazitäten auszuschöpfen, wurde die Anordnung umgetauscht, so dass nun die 
Kindertagesstätte direkt von der Adolf-Diesterweg-Straße erschlossen ist. Dies bringt für das 
Gebäude und seine Außenräume auch während der Schließzeiten, wie den Ferien oder den 
Wochenenden, eine höhere soziale Kontrolle mit sich und dürfte damit Problemen durch 
Vandalismus entgegenwirken. Diese Plankonzeption wurde insbesondere vom Ortsbeirat am 
06.10.2016 favorisiert und befürwortet.  

Die Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung und Trägerbeteiligung fand mit dieser 
beschlossenen Gesamtkonzeption zum Bebauungsplan 645 statt. Im Rahmen der 
Beteiligungen zeigte sich, dass es für das rückwärtige Wohngebiet im Hinblick auf 
Erschließung, Höhe und Dichte noch Klärungsbedarf gibt.  

Um die Realisierung der Kindertagesstätte zeitnah zu ermöglichen wird der Bebauungsplan im 
vorderen Bereich im Verfahren vorgezogen. Die Erschließung erfolgt direkt von der Adolf-
Diesterweg-Straße. 
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3.4 Standortwahl und Alternativen 

Anderweitige Planungsmöglichkeiten –insbesondere Alternativstandorte - wurden im Vorfeld 
untersucht. Die Beeinträchtigungen an anderen Standorten wurden als größer und 
tiefgehender gewertet als an dem hier vorliegenden. 

Aufgrund der Größe der erforderlichen Kindertagesstätte (ca. 7 Gruppen mit 140 Kindern) und 
den damit verbundenen Freiflächenanteilen, sowie des zeitlich engen Handlungsbedarfs 
(Flächenverfügbarkeit) kommen nach Einschätzung des Fachamtes im Stadtgebiet nur 
Flächen in Betracht, die derzeit nicht bebaut sind (Stadtpark, Siedlungsrandgebiet). Größere 
bebaute Flächen, die für eine Umnutzung zur Verfügung stünden, stehen momentan nicht zur 
Verfügung und sind auch nicht in absehbarer Zeit zu erkennen.   

In Betracht genommene Alternativ- Standorte: 
-  Weimarer Straße Nähe Bolzplatz - Fläche im Außenbereich, Fläche zu klein für sieben 

Gruppen, Fläche am Stadtpark –wichtiger Baumbestand, hoher Ausgleichsaufwand 

- Weimarer Straße /In den Neugärten - Nördlich Bezirkssportanlage – Fläche im 
Außenbereich am Stadtpark –wichtiger und großer Baumbestand der überwiegend 
überplant würde - sehr hoher Ausgleichsaufwand, Verlust und Beeinträchtigung 
wohnortnaher städtischer Grünbereiche 

- Heinz-Schifferdecker-Straße Melm – Fläche deutlich zu klein 

3.5 Verkehrliche Erschließung / Grundstückszufahren und Stellplätze 

Die Adolf-Diesterweg-Straße ist über die Dürkheimer Straße an das örtliche und überörtliche 
Verkehrsnetz angebunden. In der Adolf-Diesterweg-Straße befindet sich die Bushaltestelle 
Adolf-Kolping Straße die auch künftig beibehalten wird. Sie liegt ca. in 250 m Entfernung zur 
Kindertagesstätte und stellt die Anbindung an den öffentlichen Nahverkehr dar.  

Dieser Grundstücksanteil der Kindertagesstätte ist direkt von der Adolf-Diesterweg-Straße 
erschlossen. Der vorhandene Gehweg hat lediglich eine Breite von 0,8m. Für die Planung ist 
eine Gehwegbreite von 2,10m vorgesehen. Um diese zu erreichen, soll der Gehweg mit ca. 
0,90m in den Straßenquerschnitt reichen, was immer noch eine Gesamtfahrbahnbreite von 
über 7m übrig lässt. Auf einer Breite von etwa 40 cm wird der Gehweg in die vorhandene 
Grünfläche verbreitert. Insgesamt hat der Gehweg einen Flächenanteil von etwa 100 m². 

Zusätzliche Straßenbaumaßnahmen sind nicht erforderlich. Lediglich die Gehwegbreite muss 
entsprechend ausgebaut und angepasst werden. Sofern innerhalb der Adolf-Diesterweg-
Straße weitere Maßnahmen umgesetzt werden sollten, sind diese nicht Gegenstand des 
Bebauungsplanverfahrens. 

Für das Grundstück ist eine zweifache Anbindung an die Adolf-Diesterweg-Straße geplant. Da 
auf dem Grundstück Stellplätze für Mitarbeiter und Eltern vorgesehen sind, kann die Zu- und 
Abfahrt unabhängig voneinander geregelt werden.  

Stellplätze sowie Zufahrten sind mit einem versickerungsfähigen Belag herzustellen. Neben 
den nach Landesrecht erforderlichen Stellplätzen sind weitere Stellplätze als Elternstellplätze 
herzustellen. Dies soll insbesondere während der Hauptstoßzeiten eine direkte 
Beeinträchtigung an der Adolf-Diesterweg-Straße vermeiden. Da es sich bei einigen dieser 
Stellplätze lediglich um kurzzeitige „Spitzenzeiten-Abstellplätze“ handeln soll, können diese 
innerhalb der privaten Grünfläche liegen, sofern sie mit einer wassergebundenen Decke oder 
vergleichbar hergestellt werden.  
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3.6 Ver- und Entsorgung  

Die Versorgung mit Wasser, Strom sowie der Kanalanschluss für das Schmutzwasser 
befinden sich in der Adolf-Diesterweg-Straße. Die Versorgung kann durch die Technischen 
Werke Ludwigshafen sichergestellt werden. Der nächstmögliche Anschluss an das Gasnetz 
wäre an der Einmündung Hans- Böckler-Straße möglich.  

Umgang mit anfallendem Oberflächenwasser: 
Das auf dem Grundstück anfallende Niederschlagswasser soll ortsnah über die belebte 
Bodenzone versickert werden. Im Rahmen der Vorbereitungen zum Bauantrag sind hier 
entsprechende Bodengrunduntersuchungen erforderlich, ein Entwässerungskonzept ist 
aufzustellen. Dieses ist frühzeitig mit der SGD Süd, Regionalstelle WAB abzustimmen.   

3.7 Überörtliche Versorgungsleitungen 

Nördlich außerhalb des Planbereichs verlaufen zwei unterirdische Leitungstrassen. Bei der 
einen handelt es sich um eine Gashochdruckleitung der Firma Gascade, bei der zweiten 
Leitungstrasse um eine Hauptwasserleitung der Technischen Werke Ludwigshafen zur 
Versorgung der nördlichen Stadtteile mit Wasser. Die Leitungen sind entsprechend dinglich 
gesichert. Außerhalb des Planbereiches liegt auf Frankenthaler Gemarkung eine dritte 
Leitungstrasse der RMR mbH – der Schutzstreifen dieser Leitungstrasse liegt ebenfalls 
außerhalb des Planbereichs. 

Eine Überbauung der Gasleitung für Straßenaufbau, Plätze, Wege und Radwege ist unter 
Einhaltung von technischen Vorgaben und mit Genehmigung der GASCADE grundsätzlich 
möglich. Im vorliegenden Entwurf ist dies aber nicht vorgesehen. Zudem liegt die 
Leitungstrasse außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes Nr. 645a. 

Für die Trasse der GASCADE ist eine Schutzstreifenbreite von 6m – bei mittig liegender 
Leitung – erforderlich; d.h. ab Scheitel jeweils 3m in beide Richtungen. Auch dieser 
Schutzstreifen wird nicht durch das Plangebiet berührt.  

Lediglich der Einwirkungsbereich der Hauptwasserleitung (Schutzstreifen) liegt innerhalb des 
Geltungsbereiches. Bei Bauarbeiten sind entsprechende Sicherheitsvorgaben zu beachten. 
Für Arbeiten innerhalb dieses Schutzstreifens ist die Zustimmung des Leitungsträgers 
erforderlich, daher sind entsprechend frühzeitige Abstimmungen vorzunehmen. Diese 
Abstimmungsnotwendigkeit betrifft nicht nur bauliche Maßnahmen, auch Pflanzmaßnahmen 
(ggfs. wegen Wurzelentwicklung) bedürfen der Abstimmung. 

3.8 Brandschutz 

Der Löschwasserbedarf ist für die betroffenen Gebiete, in Abhängigkeit der dortigen 
Bebauung, nach den technischen Regeln des Deutschen Verein des Gas- und Wasserfaches 
e.V. (DVGW), hier Arbeitsblatt W405, zu gewährleisten. 

Der nächste Unterflurhydrant befindet sich unmittelbar an der vorhandenen Wegbegrenzung 
im Bereich der geplanten Grundstückszufahrt. Die derzeitige Höhenlage des Hydranten (95.93 
müNN) ist Bezugspunkt für Höhenfestsetzungen. 

3.9 Umweltbelange (vgl. Nr. 6 Umweltbericht) 

Entlang der Adolf-Diesterweg-Straße ist eine Baum- und Heckenreihe vorhanden. Diese dient 
derzeit der Eingrünung des heutigen Stadtrandes. Trotz überwiegendem Erhalt der Bäume 
wird es einen Eingriff in die Heckenstrukturen geben. Durch zwei Grundstückszufahrten wird 
dieser Grünstreifen zweifach unterbrochen.  
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Die vorhandene Eingrünung des Friedhofs mit Bäumen und Sträuchern wird erhalten und 
befindet sich außerhalb des Bebauungsplanbereichs. Innerhalb des Plangebietes wird es für 
die Kindertagesstätte einen gestalteten grünen Freibereich geben. Dieser muss zumindest 
den Mindestanforderungen an Spiel- und Grünflächen je Kind genügen. Es ist derzeit davon 
auszugehen, dass die Kindertagesstätte Freibereiche in einer Größenordnung von ca. 1.400 
qm nachweisen muss. Im Bereich des Schutzstreifens der Hauptwasserleitung sind nur 
bestimmte Anpflanzungen in Abstimmung mit dem Leitungsträger möglich.  

Bei der Freiflächengestaltung zur Kindertagesstätte wird die Anpflanzung von Bäumen als 
Schattenspender ebenso eine Rolle spielen, wie die Errichtung einer Wand um hier 
gegenüber der Friedhofsnutzung einen Schallpuffer zu erhalten. Diese Maßnahmen werden 
allerdings im Rahmen der konkreten Objektplanung thematisiert werden und sind nicht 
Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. 

Durch das Bebauungsplanverfahren kommt es zu einem Eingriff in Natur und Landschaft. 
Dieser soll entsprechend minimiert werden, kann aber auf dem Grundstück selbst nicht 
ausgeglichen werden. Aus diesem Grund wird dem Bauvorhaben ein externer Ausgleich in 
einer Größenordnung von 1.280 m² zugeordnet. Als Ausgleichsmaßnahme werden 
Aufwertungsmaßnahmen auf den bislang ackerbaulich genutzten Teilflächen der Flurstücke 
Nr. 687, 688 und 696/7 in der Gemarkung Oppau durchgeführt. Diese Maßnahmenfläche wird 
durch die Ludwig-Wolker-Straße, das Seniorenpflegeheim und den Harschwegweiher 
begrenzt. 

Hinsichtlich des Klimaaspektes ist das Plangebiet weitgehend frei von belastenden 
Emissionen. Es profitiert außerdem von den angrenzenden Flächen. Im Einheitlichen 
Regionalplan wird das Plangebiet als Bestandteil von „Flächen mit hoher bis sehr hoher 
Klimaökologischer Bedeutung (regional) dargestellt. Das Klimagutachten der Stadt 
Ludwigshafen (Universität Trier 2000) stellt den Oggersheimer Friedhof (zu dem das 
Plangebiet gemäß baulicher Ausweisung gehört) als Grünfläche mit mittlerer mikroklimatisch 
positiver Wirkung dar. 

Aufgrund der Kleinkörnigkeit der klimarelevanten Eingriffe (max. 2000m² Versiegelung) in 
Zusammenhang mit der guten Durchlüftung am Ortsrandbereich sind hier keine wesentlichen 
Beeinträchtigungen zu erwarten. 

3.10 Kulturgut, Bodendenkmal 

Im Rahmen der frühzeitigen Trägerbeteiligung wurden von der Direktion Landesarchäologie 
Bedenken vorgebracht, da der Planbereich im Einwirkungsbereich zweier archäologischer 
Fundstellen liegt.  

Um hier vertiefte Erkenntnisse zu erhalten beauftragte die Stadt in Absprache mit der 
Landesarchäologie eine Geomagnetische Erkundung. Durch diese Untersuchung haben sich 
die Verdachtsmomente im Hinblick auf bodenarchäologische Fundstellen verdichtet.  

Kleinere Anomalien mit Durchmessern von etwa 0,4 bis 0,9 m finden sich in der gesamten 
Untersuchungsfläche, dünnen jedoch nach Norden aus. Ob diese Anomalien auf 
archäologische Befunde (z.B. kleine Gruben, Pfostenlöcher) oder natürlich vorkommende 
Steine zurückgehen, lässt sich ohne archäologische Untersuchung nicht entscheiden.  

Die Eingrenzung konkreter Verdachtsflächen muss sich daher auf zusätzliche Hinweise wie 
Konzentrationen oder eine regelhafte Anordnung stützen. So zeigen sich zwei lichte Reihen 
kleinerer Anomalien, die annähernd parallel in Südost-Nordwest-Richtung verlaufen. Das 
Umfeld dieser Reihen ist von leicht erhöhten Messwerten ohne scharfe Kontur charakterisiert. 
Die Ausdehnung der Gesamtanomalie lässt sich mit etwa 12 m x 24 m angeben, wobei der 
südöstliche Teil der Struktur nicht erfasst ist.  
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Eine zweite Verdachtsfläche ist im südwestlichen Teil des zu verzeichnen. Den Mittelpunkt 
bildet eine größere Anomalie von etwa 2,5 x 1,7 m Ausdehnung. Hierbei könnte es sich um 
eine Siedlungsgrube handeln.  

Beide Verdachtsflächen liegen innerhalb des Bebauungsplanbereiches, wobei die zweite 
Verdachtsfläche durch ein Baufenster überplant wird. 

Aus Sicht der Landesarchäologie ist nun die Verifizierung der Messungsbefunde anhand von 
Sondageschnitten notwendig. Die Ergebnisse dieser Sondage dienen dann als Grundlage für 
weitere Maßnahmen. Eine mögliche Dauer dieser Maßnahmen kann nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht kalkuliert werden. All diese Untersuchungen sind vor weitergehenden 
Bodeneingriffen bzw. Bautätigkeiten erforderlich. Eine Baugenehmigung kann erst nach 
Zustimmung der Direktion Landesarchäologie erteilt werden. Die Stadtverwaltung befindet 
sich hierzu im regelmäßigen Austausch mich der Fachbehörde. Entsprechende Hinweise 
werden in den Bebauungsplan aufgenommen.  

3.11 Kampfmittel  

Im Gutachten zur Erkundung von archäologischen Vorkommnissen wurden auch 
Auswertungen zu Kampmittelvorkommen vorgenommen. Im Rahmen dieser Auswertung 
wurde eine relevante Verdachtsstelle ermittelt. Diese befand sich nördlich der vorhandenen 
Hauptwasserleitung in deren Nahbereich. 

Diese Verdachtsstelle wurde in Kooperation mit dem Kampfmittelräumdienst geöffnet. Dabei 
wurde ein längerer Eisenstab zutage gefördert. Weitere verdächtige Gegenstände wurden 
nicht festgestellt. 

3.12  Altlasten 

Nach Auswertung des Bodenschutzkatasters Rheinland-Pfalz ist der Geltungsbereich des 
Bebauungsplans Nr. 645a nicht von einer registrierten Altablagerung betroffen. Nach 
zusätzlicher Auswertung des „Katasters potentieller Altstandorte und Altablagerungen im 
Stadtgebiet Ludwigshafen“ streift eine ungeordnete Ablagerung die Nord-westliche Ecke des 
Plangebietes (ca. 50 m²), festgestellt auf einem Luftbild von 1969. Über Menge und 
Beschaffenheit des abgelagerten Materials liegen keine Informationen vor. Da die Fläche von 
geringem Ausmaß ist und die Abgrenzungen nicht exakt den Abgrenzungen in der Realität 
entsprechen müssen, begründet der Eintrag aus bodenschutzrechtlicher Sicht keinen 
Handlungsbedarf. Im Bereich dieser Ablagerung sind heute Baumpflanzungen vorhanden die 
überwiegend erhalten werden sollen.  

Das Plangebiet befindet sich unmittelbar benachbart zum Friedhof Oggersheim. Friedhöfe 
sind allgemein von Altlastenrelevanz, vorwiegend in der Betrachtung des Gefährdungspfades 
Boden-Grundwasser. Da eine Grundwassernutzung nicht vorgesehen ist, sind keine 
nachteiligen Auswirkungen zu erwarten.  

3.13  Immissionsschutz 

Im Rahmen der Schalltechnischen Untersuchung zum Flächennutzungsplan wurde der 
Verkehrslärm als prägende Schallquelle betrachtet und insbesondere eine hohe Belastung 
durch den Schienenverkehr aufgezeigt. Um diesen Sachverhalt vertieft zu untersuchen, wurde 
für das ursprüngliche Plangebiet zum Bebauungsplan Nr. 645 „Adolf-Diesterweg-Straße“ ein 
weiteres Gutachten beauftragt.  

Dabei hat sich ergeben, dass für das östlich vorgesehene Wohngebiet mit Änderung der DIN 
4109 aufgrund der in Relation zu den Tagwerten hohen Nachtwerte ein Zuschlag bei der 
Ermittlung der Lärmpegelbereiche angebracht wäre (Zuschlag 10 db(A)). Dieser Zuschlag 
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würde für die Wohnbebauung zum Lärmpegelbereich V führen. Nun ist dieser Teil der 
geänderten DIN 4109 bislang nicht bauordnungsrechtlich eingeführt. Hier gibt es derzeit noch 
Klärungsbedarf. Daher wird dieser Teil des Planbereichs zu einem späteren Zeitpunkt als B-
Plan Nr. 645b weitergeführt. 

Für die Kindertagesstätte ergeben sich diese Probleme nicht, da diese während der 
Nachtstunden nicht betrieben wird. Hier gibt es demzufolge nachts keinen besonderen Schutz 
von Schlafräumen zu berücksichtigen. Daher wird für die Kindertagesstätte der Lärmpegel-
bereich III zugrunde gelegt.   

4.  VERHÄLTNIS ZUR ÜBERGEORDNETEN UND SONSTIGEN PLANUNG 

4.1 Regional- und Landesplanung  

Der aktuelle Einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar aus dem Jahr 2014 stellt im Bereich der 
betroffenen Fläche eine sonstige Fläche dar. Damit ist keine Zielvorgabe beeinträchtigt. 

4.2 Flächennutzungsplan 

Mit der 27. Teiländerung des Flächennutzungsplans ´99 wird für diesen Bereich die 2014 
beschlossene Gesamtfortschreibung des Flächennutzungsplans ´99 vorgezogen. Die 27. 
Teiländerung wird im Parallelverfahren zu diesem Bebauungsplanverfahren durchgeführt. Die 
Darstellung des Flächennutzungsplans soll von Grünfläche in Wohnbaufläche geändert 
werden. Gemäß der Systematik des Flächennutzungsplans sind Kindertagesstätten aufgrund 
der durchschnittlichen Größe nicht explizit als Gemeinbedarfsflächen dargestellt, sondern 
werden in der Regel innerhalb von Wohnbauflächen entwickelt. Insofern ist der 
Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

4.2 Landschaftsplan 

Der Landschaftsplan zur Teiländerung Nr. 27 zum Flächennutzungsplan sieht hier eine 
Durchgrünung der Bauflächen vor. Für das Gelände der Kindertagestätte wird dies allein 
schon aufgrund der Anforderungen an die Freibereiche erfüllt. 

4.3 Rechtskräftige Bebauungspläne 

Durch das Bebauungsplanverfahren Nr. 645a „Adolf-Diesterweg-Straße Nord“ wird der 
derzeitig rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 192 „Friedhofserweiterung Oggersheim“ teilweise 
überplant. Der Bebauungsplan setzt in diesem Bereich Öffentliche Grünfläche –
Gemeinbedarfsfläche (Friedhofserweiterung) fest.  

5.  BEGRÜNDUNG ZU DEN PLANFESTSETZUNGEN 

5.1 Planungsrechtliche Festsetzungen 

Art und Maß der baulichen Nutzung (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1ff BauNVO 

Dieses Bebauungsplanverfahren dient der Deckung der Bedarfe an Kinderbetreuungsplätzen. 
Letztendlich führt es dazu, dass die Stadt ihrer gesetzlichen Verpflichtung in dieser Hinsicht 
nachkommen kann. Die zweigeschossige Bauweise wurde gewählt um die Flächeninan-
spruchnahme zu reduzieren. Einige Grundstücksflächenanteile wurden als private 
Grünflächen festgesetzt, da auf diesen Flächen keine sonstigen baulichen Anlagen 
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(Geräteschuppen o. ä.) und Versiegelungen – mit entsprechend intensiver Nutzung - zum 
Schutz der bestehenden Baumpflanzungen und Begrünung und im Übergang zum Friedhof 
gewünscht sind. Dennoch soll die Möglichkeit eröffnet werden, dass diese Flächenanteile des 
Grundstücks zur GRZ-Berechnung herangezogen werden können. 

Grünordnerische Festsetzungen 

Entlang der Adolf-Diesterweg-Straße sollen von der vorhandenen Straßenrandbegrünung drei 
größere Bäume erhalten werden. Ein Baum muss für die Grundstückszufahrt entfallen. Hierfür 
ist aber eine entsprechende Ersatzpflanzung vorgesehen.  

Die Pflanzgebote dienen in erster Linie der optischen Gestaltung und der 
Eingriffsminimierung. Insbesondere im Übergang zur offenen Landschaft soll – soweit es die 
vorhandenen Leitungstrassen zulassen – eine Eingrünung des Stadtrandes erfolgen. Im 
Bereich der Stellplätze mit ihren Zufahrten dient die Festsetzung der Verschattung und damit 
der Reduzierung der Wärmeabstrahlung. 

Die vorhandene Eingrünung des Friedhofs mit Bäumen und Sträuchern wird erhalten und 
befindet sich außerhalb des Bebauungsplanbereichs. Der Bebauungsplan sieht darüber 
hinaus im südlichen Bereich eine Grünspange von 2,5m Breite vor. Damit wird dem Schutz 
des Kronentraufbereichs Rechnung getragen. 

Bei der Freiflächengestaltung zur Kindertagesstätte wird die Anpflanzung von Bäumen als 
Schattenspender ebenso eine Rolle spielen, wie die Errichtung einer Wand um hier 
gegenüber der Friedhofsnutzung einen Schallpuffer zu erhalten. Diese Maßnahmen werden 
allerdings im Rahmen der konkreten Objektplanung thematisiert werden und sind nicht 
Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. 

Flächen mit Geh- und Leitungsrechten (§9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Aufgrund der vorhandenen Leitungstrassen sind zugunsten des Versorgungsträgers 
(Technische Werke Ludwigshafen) Flächen mit Geh- und Leitungsrechten belegt. Innerhalb 
dieser Flächen sind Nebenanlagen, Einfriedungen und das Anpflanzen von Bäumen und 
Sträuchern nur in Abstimmung mit dem Leitungsträger zulässig.  

5.2 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (§9 Abs. 4 BauGB i.V.m. §88 LBauO) 

Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
Durch die Flachdachbebauung wird die Gebäudehöhe insgesamt niedrig gehalten. Zudem 
kann durch die extensive Begrünung ein Puffereffekt für die Regenwasserableitung erreicht 
werden. Abstellplätze für Müllbehälter sind aus gestalterischen Gründen einzuhausen und zu 
begrünen.  

Anzahl der erforderlichen Stellplätze und ihre Gestaltung 

Die nach Landesrecht erforderlichen Stellplätze sind auf dem Grundstück herzustellen. 
Stellplätze sowie Zufahrten zu Stellplätzen sind mit einem versickerungsfähigen Belag 
herzustellen, um das Wasser wieder der Grundwasserbildung zuzuführen. Zusätzlich zu den 
erforderlichen Stellplätzen sind 9 weitere Stellplätze als Elternstellplätze für die Hol- und 
Bringzeiten vorzuhalten. Hiervon sind ausnahmsweise maximal 5 Stellplätze innerhalb der 
privaten Grünfläche zulässig, sofern sie mit wassergebundener Decke oder vergleichbar 
hergestellt werden. 

Die Erfahrung an anderen Standorten zeigt, dass gerade zu den morgendlichen und mittag-
lichen Stoßzeiten viele Kinder mit dem Auto gebracht und geholt werden. Häufig entstehen 
hier Situationen, dass es aufgrund von fehlenden Abstellplätzen zu Verkehrsbehinderungen 
kommt. Die fünf Stellplätze innerhalb der Grünfläche sollen nur diesen „Kurzzeitbedarf“ 
abdecken. Sollte sich in der Praxis herausstellen, dass diese nicht erforderlich sind, könnten 
Sie auch wieder mit geringem Aufwand begrünt werden.  
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5.3 Hinweise 

In den Bebauungsplan werden Hinweise zu Kampfmittel, Umgang mit dem Niederschlags-
wasser, Archäologische Funde, Natürliches Radonpotenzial, Altlasten und DIN-Regelwerke 
aufgenommen.  
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6. UMWELTBERICHT   

6.1 Kurzbeschreibung des Vorhabens  

Anlass 

Die Grünfläche nördlich des Friedhofs Oggersheim wird für ihre bisherige Zweckbestimmung 
(Friedhofserweiterung) nicht mehr benötigt. Da innerhalb des Stadtgebietes für die jeweiligen 
Stadtteile ein hoher Bedarf an Plätzen für die Kinderbetreuung besteht, rückte diese Fläche in 
den Fokus für den Neubau einer Kindertagesstätte. 

Ursprünglich umfasste der Aufstellungsbeschluss auch Flächen für den Wohnungsbau, so 
dass das Plangebiet insgesamt mehr als doppelt so groß war.  

Die parallel im Aufstellungsverfahren befindliche 27. Teiländerung des Flächennutzungsplans 
deckt diesen Planbereich ab, und hat die Änderung von Grünfläche zur Wohnbaufläche zum 
Ziel. 

Das vorliegende Verfahren bezieht sich nun nur auf einen Teilbereich und wird als 
Bebauungsplanverfahren Nr. 645a „Adolf-Diesterweg-Straße Nord“ weitergeführt. 

Lage und Abgrenzung des Änderungsgebietes 

Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 0,4 ha und befindet sich im Westen des Stadtgebietes 
nördlich des Oggersheimer Friedhofs. Es wird begrenzt:  

6.2  Rechtliche Grundlagen 

Nach dem Bundesnaturschutzgesetz vom 29.07.2009 ist der Verursacher eines Eingriffs 
gemäß § 15 (2) verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder zu 
ersetzen (Ersatzmaßnahmen).  

Bei der Festsetzung von Art und Umfang der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist der 
Grünordnungsplan zu berücksichtigen. Dieser hat zum Inhalt, bei vorgesehenen wesentlichen 
Veränderungen von Natur und Landschaft die Ziele des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege für die örtliche Ebene zu konkretisieren sowie die Erfordernisse und Maßnahmen zu 
deren Verwirklichung aufzuzeigen. Regelungen entnehmen sich aus § 1a BauGB i. V. mit 
§ 1 (7) BauGB und sind in der Abwägung zu berücksichtigen. 

Gemäß § 2 (4) BauGB hat die Gemeinde eine Umweltprüfung durchzuführen. Diese ist im 
gem. § 2a BauGB im Umweltbericht darzustellen.  

Die hier im Umweltbericht genannten Aspekte sind überwiegend dem Grünordnungsplan zum 
Bebauungsplan (Olschewski Landschaftsarchitekten BDLA, Ludwigshafen, März 2017) 
entnommen. Dieser enthält die gemäß § 17 (4) Bundesnaturschutzgesetz erforderlichen 
Angaben zu den vorgesehenen Maßnahmen zur Vermeidung und zum Ausgleich der 
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft.  

im Norden: durch die Hauptwasserleitung innerhalb des Flurstücks 514/1 

im Osten: In einem Abstand von ca. 82 m parallel zur Adolf-Diesterweg-Straße 

im Süden: durch die vorhandene Eingrünung entlang der Friedhofseinzäunung 

im Westen: durch die Adolf-Diesterweg-Straße 
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6.3 Darstellung der einschlägigen Fachgesetze und Fachpläne / planerische 
und gesetzliche Vorgaben und deren Berücksichtigung 

Der Einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar (Verband Region Rhein-Neckar 2014) stellt in 
seiner Raumnutzungskarte das Plangebiet als „Sonstige Fläche“ (Bestand) dar. 

Im Flächennutzungsplan der Stadt Ludwigshafen (1999) wurde der gesamte Geländestreifen 
zwischen dem bestehenden Friedhof im Süden und der Stadtgrenze im Norden als Fried-hofs-
erweiterungsfläche vorgesehen und als Grünfläche dargestellt. Die parallel zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes eingeleitete 27. Teiländerung des Flächennutzungsplanes weist das 
westliche Ende der Grünfläche (Geltungsbereich des ursprünglichen Bebauungsplanes 
Nr. 645) nun als Wohnbaufläche aus.  

Der Landschaftsplan-Entwurf zum Flächennutzungsplan (1998) entsprach den Darstellungen 
des FNP von 1999. Ebenso übernimmt die Landschaftsplanung die geänderte FNP-Planung 
weitgehend (Olschewski Landschaftsarchitekten 2017).  

Der Bebauungsplan Nr. 192 „Friedhofserweiterung Oggersheim“ aus dem Jahr 1969 weist 
die überplante Fläche als „Öffentliche Grünfläche“ mit der Kennzeichnung „Gemein-
bedarfsfläche Friedhofserweiterung“ aus.  

Zusätzlich zu den in Kapiteln 2 genannten Rechtsgrundlagen sind insbesondere Gesetze, 
Normen und Richtlinien zu den Themen Natur und Umwelt, Schallschutz und Boden-
denkmalpflege zu beachten. 

Um sicherstellen, dass die Bauleitplanung die genannten Rechtsgrundlagen umfassend 
berücksichtigt, wurden zu diesen Themen folgende gebietsbezogene gutachterliche 
Untersuchungen durchgeführt: 

[1] Landschaftsplan zum Flächennutzungsplan´99 Teiländerung Nr. 27 „Adolf-Diesterweg-
Straße Nord“ (Olschewski Landschaftsarchitekten BDLA, Ludwigshafen, März 2017) 

[2] Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 645 „Adolf-Diesterweg-Straße 
Nord (Lärmkontor GmbH, Dezember 2016) 

[3] Geomagnetische Erkundung nach Kampfmitteln sowie archäologischen Resten 
(Gesellschaft für Geophysikalische Untersuchungen mbH, Karlsruhe, März 2017) 

[4] Grünordnungsplan zum Bebauungsplan Nr. 645 „Adolf-Diesterweg-Straße Nord“ 
(Olschewski Landschaftsarchitekten BDLA, Ludwigshafen, März 2017) 

Die Ergebnisse sowie deren Berücksichtigung fließen in die einzelnen Kapitel ein. 

6.4 Darstellung der geplanten Maßnahme 

Bebauung: Kindertagesstätte, zweigeschossiges Flachdachgebäude  

Erschließung: Ausbau bzw. Verbreiterung des Gehwegs an der Adolf-Diesterweg-Straße  
• Stellplätze: auf dem Grundstück des Kindergartens  

Begrünung:  • Erhalt von 3 Laubbäumen an der Adolf-Diesterweg-Straße (wenn möglich) 
• Innere Durchgrünung: Bepflanzungsauflagen der nicht bebauten Grundstücksflächen und 
der Stellplätze  

6.5 Beschreibung der verwendeten technischen Verfahren und Beurteilung der 
Unterlagen. 

Zur Beurteilung der Lärmsituation am Standort wurden insbesondere vorhandene 
Verkehrsdaten wie Verkehrsstärke, LKW-Anteil, Geschwindigkeiten, Lichtsignalanlagen sowie 
Daten zur DB-Schienenstrecke und den dortigen Verkehrsmengen berücksichtigt. Die 
Beurteilung erfolgte auf Grundlage der DIN 18005 in Verbindung mit der Verkehrslärm-
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schutzverordnung – 16. BImSchV. Hierbei zeigte sich, dass insbesondere der nächtliche 
Gütertransportverkehr auf der Schiene Auswirkungen auf die Planungen (hier Bebauungs-
planteil 645b) hat. Hierauf wird im Rahmen des jeweiligen Bebauungsplanverfahrens 
eingegangen.  

Hinsichtlich der Bodenarchäologischen Beurteilung wurde eine Geomagnetische Unter-
suchung zur Erfassung von lokalen Anomalien im Erdmagnetfeld durchgeführt. Hierbei 
handelt es sich um ein Verfahren zur Eisendetektion. Das Messgebiet wurde flächendeckend 
in einem Messraster von 0,2m x 0,5 m geometrisch erkundet. Das Gelände war frei 
zugänglich und ohne Hindernisse. Lediglich im Bereich vorhandener Baumreihen und deren 
Kronentraufbereiche war eine Erfassung der Daten aufgrund fehlender GPS-Verknüpfung 
nicht möglich. Dies liegt aber nicht innerhalb vorgesehener Baufenster. Das Messergebnis 
zeigt, dass in einigen Bereichen vor Beginn von Baumaßnahmen weitere vertiefende 
Erkundungen erforderlich werden.  

Im Rahmen dieser Erkundung wurde auch eine Kampfmittelerkundung durchgeführt. 

Weitere Informationen konnten durch Ortsbegehung und Auswertung des vorhandenen 
Datenmaterials, wie bspw. des Landschaftsplans zum Flächennutzungsplan ´99, gesammelt 
werden. Besondere Schwierigkeiten im Rahmen der Datenerfassung bzw. der Erstellung der 
Gutachten sind nicht aufgetreten. Um die Bedeutung des Eingriffes für die Umwelt zu 
erfassen, werden nachfolgend die naturräumlichen Grunddaten sowie die biotischen und 
abiotischen Schutzgüter des Naturhaushaltes beschrieben und beurteilt. 

6.6 Allgemeine Situation 

Naturraum und Geologie  

Die Stadt Ludwigshafen befindet sich innerhalb des Naturraums "Nördliches Oberrhein-
tiefland" in der "Nördlichen Oberrheinniederung." Die Oberrheinniederung stellt das frühere 
Fluss- und Überschwemmungsgebiet des Rheins dar, in dem die (ehemals) 
landschaftsformende Dynamik des Rheines eiszeitliche Schotterflächen aufschüttete und 
durch Abtragungen und Auflagerungen Terrassen, Flutrinnen und Altarme modellierte.  

Im Bereich der Stadt lassen sich als naturräumliche Untereinheiten die sogenannte 
"Frankenthaler Terrasse", die "Mannheim-Oppenheimer Rheinniederung" und die "Speyerer 
Rheinniederung" abgrenzen.  

Das Planungsgebiet befindet sich auf der "Frankenthaler Terrasse", einem 
Sedimentationsgebiet des voreiszeitlichen Rheines, das sich als rheinparalleles bis zu 1,5 km 
breites Band zwischen Speyer und Worms erstreckt und sich im Stadtgebiet Ludwigshafen 
teilweise als Hochgestade mit einer mehrere Meter hervor tretenden Geländestufe zu der 
darunter liegenden Rheinniederung darstellt.  

Lage im Stadtgebiet und Flächengröße  

Das Planungsgebiet befindet sich im Westen des Stadtgebietes nördlich des Oggersheimer 
Friedhofs. Es erstreckt sich, ausgehend von der Adolf-Diesterweg-Straße, auf einer Länge von 
80 m parallel zum Friedhof. Die Breite von ca. 47 m wird durch die im Norden vorhandene 
Hauptwasserleitung bestimmt. Die Größe des Planbereichs beträgt 3.843 m².  

Vorhandene Nutzungen  

Mit Ausnahme eines ca. 80 m² großen Flächenanteils für die Verkehrsfläche und eines ca. 
5,5 m breiten Gehölzstreifens an der Adolf-Diesterweg-Straße wird die betrachtete Fläche 
intensiv landwirtschaftlich genutzt (Gemüseanbau). Laut rechtskräftigem Bebauungsplan ist 
sie als Grünfläche ausgewiesen.  
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Im Süden wird das Planungsgebiet vom Oggersheimer Friedhof begrenzt, im Westen schließt 
ein Quartier mit überwiegend mehrgeschossigen Wohnhäusern an. 

6.7 Beurteilung der Auswirkungen des Bebauungsplanes anhand der 
Schutzgüter 

6.7.1 Schutzgut Mensch 

Im Hinblick auf das Schutzgut Mensch müssen vor allem die Auswirkungen der 
vorgefundenen Situation auf die Planung unter dem Aspekt des Immissionsschutzes betrach-
tet werden. Des Weiteren müssen die Auswirkungen der geplanten Nutzungen auf die 
Funktion des Friedhofs und die Bedürfnisse einer Trauergemeinde betrachtet werden.   

Mit der Errichtung einer Kindestagesstätte wird der vorhandene Rechtsanspruch auf eine 
Kinderbetreuung gedeckt. 

Die Berechnungen der Schalltechnischen Untersuchung ergaben, dass tagsüber der Orien-
tierungswert der DIN 18005 von 55 dB(A) für allgemeine Wohngebiete nur geringfügig über-
schritten. Der Immissionsgrenzwert der 16. BImSchV von 59 dB(A) tags für Wohngebiete wird 
im Bereich der geplanten Kindertagesstätte eingehalten. Somit kann die schalltechnische 
Belastung im Plangebiet tags für die geplante Kindertagesstätte als verträglich angesehen 
werden. Da der Betrieb der Kindertagesstätte ausschließlich zu den Tagstunden stattfindet, 
können die Nachtwerte unberücksichtigt bleiben. Für die Kindertagesstätte wird der 
Lärmpegelbereich III zugrunde gelegt.  

Der Aspekt der Pietät wird in der Freiraumgestaltung der Kindertagesstätte dergestalt 
einfließen, dass hier der Hauptspielbereich nach Norden orientiert wird. Dieser wird durch das 
Gebäude selbst zum Friedhof abgeschirmt. Ebenso wird die Abschirmung der Freibereiche 
zum Friedhof hin Thema der Freiflächengestaltung sein. Die wird im Rahmen des 
Bauantragsverfahrens erarbeitet. 

Bewertung 

Das Plangebiet grenzt unmittelbar an den Friedhof an und wird derzeit als landwirtschaftliche 
Fläche genutzt. Das Änderungsgebiet wird im rechtskräftigen Bebauungsplan als Grünfläche 
zur Erweiterung des Friedhofs ausgewiesen; diese Festsetzung wurde aber bisher nicht 
realisiert. Somit dient es dem Gemüseanbau und wird dieser Funktion künftig entzogen. 
Gleichzeitig werden durch die Änderung andere Bedarfe (in diesem Fall die erforderliche 
Kinderbetreuung) gedeckt. 

Die Abschirmung der Freibereiche zum Friedhof hin wird Thema der Freiflächengestaltung 
sein. Im Bebauungsplanverfahren erfolgen hierzu keine Regelungen. 

6.7.2 Schutzgut Vegetation und Tierwelt 

Bedeutung des Schutzgutes  
Die Arten- und Biotopschutzfunktion als Bewertung des Schutzgutes Vegetation und Tierwelt 
kennzeichnet die Qualität des Gebietes als Lebensraum für Tiere und Pflanzen.  

Bestand / Wertbestimmende Eigenschaften  
Die heutige potentiell-natürliche Vegetation im Planungsgebiet wäre ein wärmeliebender 
Flattergras-Buchenwald (BBw), ein auf den grundwasserferneren Standorten im Stadtgebiet 
sehr häufig vorkommender Standorttyp.  

Reale Vegetation 
Das Planungsgebiet wird im rechtskräftigen Bebauungsplan als Grünfläche zur Erweiterung 
des Friedhofs ausgewiesen; diese Festsetzung wurde aber bisher nicht realisiert. Aktuell setzt 
sich der Vegetationsbestand im betrachteten Bereich und seinem Umfeld wie folgt zusammen:  
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• Ackerflächen: 93,4 % des Planungsgebietes werden intensiv ackerbaulich genutzt. Die 
Flächen sind Bestandteil des im Norden angrenzenden Offenraumes zwischen der B 9 im 
Westen und der K 11 im Osten, der außer den saisonalen Anbaukulturen nahezu keine 
Vegetationsstrukturen auf-weist und daher nur eine geringe Eignung als Lebensraum besitzt.  

• Ruderale Wiesenfläche: Zwischen dem Gehölzstreifen an der Adolf-Diesterweg-Straße und 
den da-hinter liegenden Ackerflächen befindet sich ein ca. 4 m breiter Wiesenstreifen, der als 
Zufahrt und Wendebereich dient. Der Wiesenbestand hat ruderalen Charakter (lückig, 
verdichtet, krautreich); er besitzt aber Bedeutung als Pufferbereich (Einträge) zum angren-
zenden Gehölzbestand und ergänzt diesen um zusätzliche Lebensraumangebote.  

• Gehölzstreifen: Der Pflanzstreifen an der Adolf-Diesterweg-Straße ist Teil der angelegten 
Ortsrandeingrünung, die sich nach Westen entlang der Heinrich-Brüning-Straße fortsetzt. Der 
Streifen hat im Planungsgebiet eine Breite von 5 m und weist im Artenspektrum sowohl 
Ziergehölze wie heimische Sträucher auf.  

In dem Streifen wurde eine Reihe mit 5 Spitz-Ahorn-Bäumen gepflanzt, von denen 4 Stück 
noch erhalten sind. Die Bäume weisen einen Stammdurchmesser von 25-40 cm auf; ihr Alter 
wird auf ca. 30-35 Jahre geschätzt.  

• Friedhof: Der Oggersheimer Friedhof weist ein großes Spektrum unterschiedlicher 
Biotoptypen und Vegetationsstrukturen auf. Neben den aktuell belegten und intensiv 
gärtnerisch gepflegten Grabfeldern befinden sich auf dem Gelände auch mehrere große 
(teilweise ruderale) Wiesenflächen, flächige gereifte Baum- und Strauchbestände sowie eine 
große Anzahl alter Laub- und Nadelbäume.  

Die Bäume in dem an das Planungsgebiet grenzenden Gehölzstreifen weisen deutliche Alters-
unterschiede (ca. 20-40 Jahre) auf, was auf eine Naturverjüngung oder Nachpflanzung 
hindeutet. Vereinzelt sind auch deutlich ältere Exemplare vorhanden; im Bereich des 
Planungsgebietes ist das eine ca. 80-jährige Rot-Eiche (Quercus rubra).  

Derzeit weist das Planungsgebiet nur auf 6,6 % seiner Fläche Vegetationsstrukturen mit einer 
Eignung als Lebensraum auf. Dennoch besitzt der betrachtete Bereich aufgrund des hohen 
Anteils an offenen Standorten, der baurechtlichen Ausweisung als Grünfläche und der 
Synergiewirkung mit angrenzenden Flächen und Strukturen (Biotopvernetzung) ein hohes 
Entwicklungspotential für die Erfüllung der Schutzgutfunktionen. 

Tierwelt  
Die Lage am Ortsrand und die unmittelbar angrenzende Offenlandschaft, verbunden mit dem 
benachbarten Friedhof bieten ein breites Spektrum unterschiedlicher Lebensräume für 
verschiedene Tierartengruppen.  

In dem betrachteten Bereich sind hierbei vor allem an den Menschen und stark veränderliche 
Standorte angepasste Arten (Kulturfolger und Ubiquisten) zu erwarten. Aufgrund des derzeit 
geringen Anteils an geeigneten Vegetationsstrukturen ist insbesondere bei den größeren 
Tierarten bzw. jenen mit einem höheren Revieranspruch davon auszugehen, dass das 
Planungsgebiet nur als Teillebensraum genutzt wird. Bei einer Realisierung der 
Grünflächenausweisung würde das Lebensraumangebot des Planungsgebietes für alle der 
nachfolgend betrachteten Tierartengruppen verbessert.  

• Säugetiere: Im Umfeld des Planungsgebietes kann das Vorkommen von Kaninchen, 
Feldhasen, Füchsen, Rehen und Hauskatzen, ebenso von Mäusen, Spitzmäusen, Igeln 
oder Mardern vermutet werden.  

Fledermäusen (im Raum Ludwigshafen kommen neben der häufigen Zwergfledermaus 
auch der Großer Abendsegler und die Rauhautfledermaus und die Zweifarbfledermaus vor) 
kann das Planungsgebiet als Teil eines Jagdbiotops dienen, wobei die Gehölzsäume und 
insbesondere der hochwüchsige markante Baumstreifen entlang des Friedhofes als 
Orientierungs- und Leitstruktur genutzt werden.  
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• Vögel: Im Umfeld des Planungsgebietes (hier insbesondere in den verschiedenen Vegeta-
tionsbeständen des Friedhofs, teilweise auch in den Gehölzstreifen der 
Ortsrandeingrünung) finden Vögel verschiedene Angebote an Nist- und Rückzugsplätzen 
sowie ein größeres Spektrum unterschiedlicher Nahrungsquellen (Insekten und deren 
Larven, Früchte und Samen). Im Planungsgebiet selbst besitzt nur der Gehölzstreifen 
entlang der Adolf-Diesterweg eine Eignung als Lebensraum (Nahrungs- und Nistgehölze).  

• Reptilien und Amphibien: Die für diese Artengruppen erforderlichen Lebensbedingungen 
fehlen im Planungsgebiet selbst weitgehend. Im angrenzenden Friedhof ist ein Vorkommen 
der Zauneidechse und Erdkröte nicht auszuschließen.  

• Insekten: Der Gehölzstreifen an der Straße besitzt zusammen mit der dahinter liegenden 
ruderalen Wiesenfläche ein Potential zu geeigneten Lebensraumangebote (Nahrungs- und 
Wirtspflanzen, Niststrukturen) für einige Insektenarten und / oder deren Larven.  

Auch stellen vorhandene offene Bodenstandorte mit geringer Störung potentiell 
Lebensräume für erdbewohnende Arten dar.  

• Sonstige: Aus der Artengruppe der Weichtiere ist das Vorkommen von Gehäuse-
Schnecken (da-runter die geschützte Weinbergschnecke) sowie auch von Nacktschnecken 
anzunehmen, die auf den ruderalen und in den Gebüschen Lebensräume finden.  

Bestehende Beeinträchtigungen und Vorbelastungen  
Die derzeitige Ackernutzung schränkt nicht nur das Lebensraumpotential auf der betroffenen 
Fläche sehr stark ein, sondern es werden auch die angrenzenden Gehölzbestände 
beeinträchtigt durch  
• Geringe Synergieeffekte  
• Einträge von Dünger und Pestiziden  
• Störung der Wurzelentwicklung bei Bäumen durch die Bodenbearbeitung  

Darüber hinaus bestehen für die Tierwelt trotz der Lage am Ortsrand Beeinträchtigungen 
aufgrund der Strukturarmut der intensiv genutzten landwirtschaftlichen Flächen und der 
vorhandenen Barrieren (Bundesstraße 9 im Westen, Kreisstraße 1 im Osten, Einzäunung 
Friedhof), die meist nur von flugfähigen Arten überwunden werden können. 

Baubedingte Auswirkungen  
Während der Bauzeit wird der überwiegende Teil der vorhandenen Vegetationsstandorte für 
die Baumaßnahme beansprucht. Die bestehenden Strauchflächen werden abgeräumt und es 
entfällt mindestens ein Baum aus der Baumreihe entlang der Adolf-Diesterweg-Straße.  

Außerdem besteht die Gefahr, dass der angrenzende Baumbestand des Friedhofgeländes 
durch Eingriffe in den Wurzelbereich in seiner Vitalität und Statik gefährdet wird. 

Der Tierwelt werden flächig Lebensraumstrukturen entzogen. Es ist zu erwarten, dass ein Teil 
gering mobiler bzw. sich bereits in Winterruhe befindlichen Tierarten (z.B. Insektenlarven) von 
den Maßnahmen zur Baufeldfreimachung direkt betroffen werden, während mobilere Arten 
wie Vögel oder einzelne Säugerarten den Eingriffen in angrenzende, nicht beeinträchtigte 
Flächen mit ähnlichen Strukturen ausweichen können. Ebenso sind Vergrämungen von Tieren 
(z.B. Brutvögel) in den angrenzenden Gehölzbeständen durch Lärm und Bewegungsunruhe 
möglich.  

Da das Vorhaben aber nur eine relativ kleine Fläche beansprucht und sich in unmittelbarer 
Umgebung Flächen und Strukturen mit ähnlichen Lebensraumangeboten befinden, stehen 
den betroffenen Populationen auch weiterhin geeignete Habitate im funktional-räumlichen 
Zusammenhang zur Verfügung, in die sie ausweichen können und die als Refugien dienen 
und / oder (Teil-) Lebensraumfunktionen sichern.  
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Bauwerksbedingte Auswirkungen  
Durch die geplante Bebauung und Herstellung von Erschließungsanlagen werden dauerhaft 
Vegetationsflächen beansprucht, die als Lebensräume nicht mehr zur Verfügung stehen.  

Dadurch geht das Lebensraumpotential verloren, welches das Planungsgebiet aufgrund 
seiner bisherigen Widmung als Grünfläche und ihrer Lage zwischen Friedhof und offener 
Landschaft besaß. Außerdem werden wertvolle Lebensräume des Friedhofs durch die 
Bauflächenausweisung teilweise von ihrer Offenland-Umgebung abgeriegelt und somit 
positive Synergieeffekte zwischen den verschiedenen Räumen beeinträchtigt.  

Nutzungsbedingte Auswirkungen  
Die vorgesehene Nutzung der ausgewiesenen Baufläche führt in dem bisher weitgehend 
störungsfreien Bereich zu Beeinträchtigungen durch Bewegungsunruhe sowie Lärm- und 
Lichtemissionen.  

Hiervon sind vor allem Vertreter der Tierwelt betroffen, die den angrenzenden Gehölzbestand 
des Friedhofes als (Teil-) Habitat nutzen. Zu erwarten sind Vergrämungswirkungen auf Vögel 
sowie Anlockwirkungen auf Insekten, was jeweils zu Beeinträchtigungen der Nahrungssuche 
und des Fortpflanzungserfolges führen kann. 

6.7.3 Schutzgut Boden und Standortverhältnisse 

Bedeutung des Schutzgutes  
Die Bedeutung des Bodens für den Naturhaushalt wird durch die Funktionen Regelung der 
Stoff- u. Energieflüsse, Produktion v. Biomasse und Gewährung von Lebensraum bestimmt.  

Bestand  
Im betrachteten Bereich steht eine Bänder-Parabraunerde mit einem mittleren Filtervermögen 
und einer sehr guten Ackerzahl an. Dieser Bodentyp hat im Stadtgebiet Ludwigshafen ein 
häufiges Vorkommen.  

Wertbestimmende Eigenschaften  
Das Planungsgebiet besitzt einen sehr großen Anteil an offenen Flächen (ca. 99,3 %). Somit 
und unter Berücksichtigung der Ausweisung als Grünfläche besteht ein hohes Potential zur 
Erfüllung der Schutzgutfunktionen. Derzeit werden die Schutzgutfunktionen nur auf den un-
bewirtschafteten Standorten mit Gehölzbewuchs sowie überwiegend auch auf den ruderalen 
Wiesenflächen (weitgehend) erfüllt.  

Bestehende Beeinträchtigungen und Vorbelastungen  
Die ackerbauliche Nutzung des Großteils der Flächen beschränkt das Potential der 
Funktionserfüllung für das Schutzgut. Der Oberboden unterliegt aufgrund der 
nutzungsbedingten Einflüsse und des nur saisonalen Vegetationsbestandes der Erosion und 
Verdichtung sowie Einträgen durch Dünger- und Pestizidausbringung. 

Bau- und bauwerkswerksbedingte Auswirkungen  
Durch die Bautätigkeit und die geplanten Maßnahmen werden Standorte mit natürlich 
anstehenden offenen Böden beansprucht und die Bodenfunktionen im Planungsgebiet 
dauerhaft zu 49 % zerstört. Außerdem besteht während der Bautätigkeiten für den offenen 
Boden die Gefahr von Verdichtungen und Einträgen.  

6.7.4 Schutzgut Grundwasser und Oberflächenwasser 

Bedeutung des Schutzgutes  
Das Schutzgut Wasser beinhaltet die gesamten Vorgänge des Wasserhaushaltes, das 
Grundwasser und die Oberflächengewässer sowie die Bedeutung des Wassers als Standort- 
und Lebensraumfaktor für Tiere und Pflanzen.  
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Bestand 
Grundwasser. Der Pegel des Oberen Grundwasserleiters (OGWL) befindet sich mehr als 3 m 
unter Flur. Die Fließrichtung verläuft von West nach Ost, der Rheinniederung zu.  

Oberflächengewässer: Im Planungsgebiet und seiner unmittelbaren Umgebung sind keine 
Oberflächengewässer vorhanden. Das nächstgelegene Gewässer ist der Altrheingraben 
östlich der Bahnlinie nach Frankenthal.  

Wertbestimmende Eigenschaften  
Das Planungsgebiet besitzt aufgrund des sehr hohen Anteils (99,3 %) an offenen und 
natürlich anstehenden Böden und den (teilweise nur saisonal vorhandenen) verdunstenden 
und rückhaltenden Vegetationsstrukturen ein großes Potential zur Erfüllung der Funktionen 
des Schutzgutes Wasser.  

Für den Schutz des oberflächennahen Grundwassers vor den anthropogenen (Schad-) 
Stoffemissionen besitzt die Filterfunktion der Böden und der Grundwasserflurabstand eine 
wesentliche Bedeutung. Im vorliegenden Fall besteht aufgrund der anstehenden bindigen 
Böden und des relativ großen Flurabstandes ein mittlerer bis hoher Schutz des Grundwassers 
gegen Schadstoffeinträge.  

Bestehende Beeinträchtigungen und Vorbelastungen  
Die ackerbauliche Nutzung des Großteils der Flächen beschränkt das Potential der 
Funktionserfüllung für das Schutzgut (nur saisonaler Vegetationsbestand). Außerdem 
unterliegen die bewirtschafteten Flächen Einträgen durch Dünger- und Pestizidausbringung. 

Bewertung 
Durch die geplanten Maßnahmen entfallen Versickerungsflächen sowie Vegetations-
strukturen, die die Rückhaltung des Niederschlagswassers sowie die Versickerung und 
Verdunstung positiv beeinflussten.  

6.7.5 Schutzgut Klima / Luft 

Bedeutung des Schutzgutes  
Die klimatische Funktion beschreibt die Fähigkeit von Räumen, aufgrund ihrer 
Oberflächenbedeckung, Topographie und Lage sowie über Staubfilterung, 
Luftfeuchtigkeitserhöhung, Temperaturminderung und Steigerung der Luftvermischung 
lufthygienisch zu wirken.  

Bestand  
Das Regionalklima im Großraum Ludwigshafen wird bestimmt durch die Lage im Rheingraben 
und die Regenschatten-Wirkung des Pfälzerwaldes und Odenwaldes. Es zeichnet sich aus 
durch eine hohe Jahresmitteltemperatur (9,9 °C), einem geringen Jahresniederschlagsmittel 
(500 mm) und die vom Nord-Süd-Verlauf des Rheintales kanalisierte Hauptwindrichtung.  

Die bioklimatische und lufthygienische Situation wird bestimmt von sommerlicher Schwüle und 
Aufheizung, herbst- und winterlicher Nasskälte (Dunst u. Nebel vermindern den 
Strahlungseinfall) sowie von einer hoher Emissionsentwicklung durch Verkehr und zahlreiche 
Industrieanlagen.  

Der offene Landschaftsraum gilt als Kaltluftsammelgebiet.  

Wertbestimmende Eigenschaften  
Das Planungsgebiet ist aufgrund seiner vorhandenen bzw. bisher festgesetzten Nutzung 
(Landwirtschaft / Grünfläche) weitgehend frei von belastenden Emissionen. Es profitiert 
außerdem von den angrenzenden Flächen: 

• Im Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar (VERBAND REGION RHEIN-NECKAR 2014) 
wird das Planungsgebiet als Bestandteil von "Flächen mit hoher bis sehr hoher 
klimaökologischer Bedeutung (regional)" dargestellt.  
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• Das Klimagutachten der Stadt Ludwigshafen (UNIVERSITÄT TRIER 2000) stellt den 
Oggersheimer Friedhof (zu dem das Planungsgebiet gemäß baurechtlicher Ausweisung 
gehört) als Grünanlage mit mittlerer mikroklimatisch positiver Wirkung dar.  

Bestehende Beeinträchtigungen und Vorbelastungen  
Aufgrund der guten Durchlüftungssituation im Ortsrandbereich sind keine wesentlichen Be-
einträchtigungen der Schutzgutfunktionen zu erwarten. 

Bewertung 
Durch die Beanspruchung einer Grünfläche für Gebäude sowie Stellplatzflächen entstehen 
Aufheizungsflächen und Verluste an kleinklimatisch positiv wirksamen Strukturen.  

Da der betrachtete Bereich derzeit keine klimaökologisch relevante Bedeutung für 
schutzwürdige Nutzungen besitzt, entstehen durch die geplanten Maßnahmen keine 
erheblichen Beeinträchtigungen.  

Außerdem erfolgt durch die angrenzenden großen Funktionsräume (Friedhof, offene Feldflur) 
eine Teilkompensation der entstehenden Beeinträchtigungen. 

6.7.6 Schutzgut Landschaftsbild und Erholung 

Bedeutung des Schutzgutes  
Schutzbedürftig sind sämtliche Bereiche, die ein vielfältiges und abwechslungsreiches 
Landschaftsbild aufweisen und dem Menschen Möglichkeiten zur Identifikation bieten.  

Bestand und wertbestimmende Eigenschaften  
Das Landschaftsbild im Bereich des Planungsgebietes wird durch folgende Situationen und 
Elemente gekennzeichnet:  
• Lage am Ortsrand zwischen stark gegliederten Siedlungsflächen (Friedhof, Wohnquartier) 

und ausgeräumter, intensiv genutzter Offenlandschaft  
• Ortsrandeingrünung mit Hecken und Baumpflanzungen  

Während die Ortsrandeingrünung entlang der westlich gelegenen Wohnbebauung nur aus 
einem 7 m breiten überwiegend aus Sträuchern bestehenden Pflanzstreifen besteht und die 
mehr geschossigen Gebäude daher nur unzureichend eingebunden werden, stellt der 
Oggersheimer Friedhof auf seiner gesamten Tiefe von 80 m eine grüne, von alten und 
hochwüchsigen Bäumen geprägte Übergangszone zwischen den Siedlungsflächen und der 
offenen Landschaft dar.  

Bestehende Beeinträchtigungen und Vorbelastungen  
Die angrenzende Offenlandschaft besitzt wenig Aufenthaltsqualität. Aufgrund der intensiven 
landwirtschaftlichen Nutzung enthält sie nahezu keine naturnahen Vegetationselemente oder 
gliedernde Strukturen. Gehölzbepflanzungen finden sich vor allem entlang von Erschließungs-
straßen, die aufgrund ihres Ausbaus und ihrer Frequentierung eine starke Barrierewirkung 
besitzen. 

Baubedingte Auswirkungen  
Während der Bauzeit wird das Landschaftsbild stark verfremdet (Bodenbewegungen, 
Baumaschinen etc.) und dessen Wahrnehmung aufgrund der Veränderungen und der 
entstehenden Emissionen stark beeinträchtigt. 

Bauwerksbedingte Auswirkungen  
Vor die bestehende landschaftsbildprägende Ortsrandeingrünung wird eine 2-geschossige 
Bebauung gestellt, für die nur teilweise eine Eingrünung zur Landschaft hin erfolgen kann. Die 
landschaftsbild- und ortsrandgestaltende Bedeutung der grünen Raumkante wird somit in dem 
betroffenen Abschnitt geschwächt.  
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Die Bebauung verändert aufgrund ihrer Höhe und Nähe auch die Wahrnehmung innerhalb des 
Friedhofs, da das Gebäude teilweise sichtbar ist und der bisherige Eindruck einer hinter dem 
Friedhof befindlichen ungestörten "Weite" in diesem Bereich nicht mehr besteht. 

6.7.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Bedeutung des Schutzgutes  
Kulturgüter sind neben rechtsverbindlich geschützten Objekten auch alles, was das Bild einer 
Kulturlandschaft prägt. Sonstige Sachgüter sind Objekte, die in markanter Weise Zeugnis von 
der Wirtschafts- und Sozialgeschichte einer Region geben (BDLA 2002).  

Bestand und wertbestimmende Eigenschaften  
Im Bearbeitungsgebiet wird das Vorhandensein von Bodendenkmälern vermutet. Diese 
Vermutung wurde durch eine geomagnetische Prospektion zusätzlich bestätigt. 

In Vorbereitung zu den Bauantragsverfahren werden daher in Zusammenarbeit mit der 
Landesarchäologie weitere erkundende Untersuchungen durchgeführt. Dies betrifft zunächst 
das abgestimmte Legen von Sondageschnitten, anhand der dadurch gewonnen Erkenntnisse 
weitere Maßnahmen geplant werden können. Die Abstimmungen mit der Landesarchäologie 
sind Voraussetzung einer potentiellen Baugenehmigung. 

Der Oggersheimer Friedhof kann aufgrund seiner kulturhistorische Bedeutung und seiner 
Funktion im Ortsbild zumindest als "sonstiges Sachgut" angesprochen werden.  

In beiden Fällen handelt es sich um einzigartige, den Standort hinsichtlich seiner 
kulturhistorischen Bedeutung bestimmen Objekte, die nicht (Bodendenkmal) oder nur 
langfristig (Friedhof) wiederherstellbar wären.  

Bestehende Beeinträchtigungen und Vorbelastungen  
Im betrachteten Bereich sind keine relevanten Beeinträchtigungen und Vorbelastungen 
bekannt. 

Baubedingte Auswirkungen  
Während der Bauzeit kann die Qualität der Nutzung des Friedhofs als Trauerstätte und 
Aufenthaltsbereich durch Baulärm beeinträchtigt werden.  

Bauwerksbedingte Auswirkungen  
Eine Bebauung oder Versiegelung von Flächen kann eine teilweise oder völlige Zerstörung 
des vermuteten Bodendenkmals verursachen. Hierzu wird es aber entsprechende 
Abstimmungen mit der Landesarchäologie geben. 

Nutzungsbedingte Auswirkungen  
Das räumliche Nebeneinander zwischen Friedhof und geplanter Kindertagesstätte kann zu 
Konflikten führen, wenn durch den Lärm spielender Kinder die Nutzung des Friedhofs als 
Trauerstätte und zur Kontemplation aufgesuchter Aufenthaltsbereich gestört wird. Hierzu wird 
aber im Rahmen der Bauausschreibung ein entsprechendes Anforderungsprofil an die 
Architekten formuliert.  

6.7.8 Schutzgebiete und Schutzausweisungen 

Im Bearbeitungsgebiet selbst und seiner unmittelbaren Umgebung sind keine Schutzgebiete 
und geschützte Flächen vorhanden. 

6.7.9 Wechselwirkungen 

Über die beschriebenen Beeinträchtigungen hinaus entstehen keine relevanten zusätzlichen 
Belastungen durch Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern innerhalb des 
Änderungsgebietes bzw. in dessen unmittelbarer Umgebung. 
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6.8 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung 
der Planung und bei Nichtdurchführung 

Unter der Annahme, dass der rechtskräftige Bebauungsplan nicht geändert wird, wird sich am 
bestehenden Status Quo nichts ändern. 

Bei der Durchführung der Planung entstehen einerseits die oben unter den jeweiligen 
Schutzgütern genannten Beeinträchtigungen, andererseits werden für die Gesellschaft 
Angebote geschaffen die insbesondere in der heutigen Zeit gefordert und nachgefragt sind. 

Auswirkungen während der Bauzeit: 
- Eingriffe durch Aushub, Bodenmodellierung sowie Bodenverdichtung 
- Lärm- und Staubentwicklung sowie Bewegungsunruhe und erhöhtes Schwerver-

kehrsaufkommen aufgrund der Bautätigkeit 

Auswirkungen der Projektrealisierung 
- Verlust von Freiflächen durch Versiegelung und Bebauung 
- Verlust von Vegetationsstrukturen und Lebensräumen 
- Veränderung des Landschaftsbildes 

Nutzungsbedingte Auswirkungen 
- Erhöhte Nutzungsintensität (Verkehr, Bewegungsunruhe) 
- Zusätzliche Schallemissionen durch die Nutzung 
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Der Umfang der temporären Beeinträchtigungen kann durch Maßnahmen zur Vermeidung und 
Verminderung reduziert werden.  

Für die unvermeidbaren dauerhaften Verluste sind externe Kompensationsmaßnahmen 
erforderlich, da aufgrund der bestehenden Ausweisung als Grünfläche gemäß rechtskräftigen 
Bebauungsplan innerhalb des Planungsgebietes keine weiter aufwertbaren Flächen zur 
Verfügung stehen. 

6.9 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
der nachteiligen Umweltauswirkungen 

6.9.1 Maßnahmen zur Vermeidung von Beeinträchtigungen  

Erhalt von wertvollen Vegetationsstrukturen  
Folgende ökologisch bzw. gestalterisch wertvollen Gehölze sind zu erhalten und gegen 
Schäden (Aufschüttungen, Abgrabungen, Verdichtungen etc.) nach den einschlägigen 
Richtlinien (DIN 18920 und RAS-LP 4) durch Wurzel-, Stamm- und Kronenschutz im 
Traufbereich zu sichern (vgl. Grünordnungsplan Plan Nr. 2):  

• Bäume an der Adolf-Diesterweg-Straße (3 Spitz-Ahorn-Bäume)  

• Gehölzstreifen entlang der Friedhofsgrenze  

Der Schutz der Gehölze beinhaltet Vorkehrungen während der Bauzeit (z.B. Schutzzaun) 
sowie die dauerhafte Vermeidung aller Maßnahmen innerhalb des festgelegten Schutz-
raumes, die Standortsqualität, Statik und Vitalität der Bäume beeinträchtigen können, 
insbesondere Aufgrabungen sowie Verdichtungen und Versiegelungen.  

Tierartenschutz  
Zum Schutz der vorhandenen Vogelwelt sind sämtliche Rodungsmaßnahmen nur während 
der Zeit vom 01. Oktober bis 28. Februar durchzuführen.  

6.9.2 Maßnahmen zur Verminderung von Beeinträchtigungen  

Verminderung von Beeinträchtigungen des Bodens und des Grundwassers  
•  Der natürlich anstehende Oberboden ist gesondert abzuschieben, fachgerecht und 

schadlos zu lagern und bei der Wiederherstellung der Vegetationsflächen wiederzu-
verwenden.  

•  Zur Vermeidung von Verdichtungen und Schadstoffeinträgen sind die zu erhaltenden Vege-
tationsflächen vor jedweder zwischenzeitlichen Nutzung als Baustelleneinrichtungsflächen 
(z.B. Lager und Stellplätze für Baumaterial, Maschinen etc.) wirksam zu sichern.  

• Alle offenen oder unbefestigten Flächen sind mit geeigneten Maßnahmen gegen Einträge 
von Öl, Kraftstoffen und belastetem Abwasser zu sichern. Die Vermeidung von Abtropfver-
lusten bzw. Leckagen an Maschinen und Geräten ist im Rahmen von Wartung und Instand-
haltung der Baumaschinen zu gewährleisten.  

• Während der Bauzeit entstandene Beeinträchtigungen durch Zerstörung der Vegetations-
decke, Verdichtung und ggf. Verunreinigungen offener Böden sind fachgerecht zu beheben 
(Tiefenlockerung, Abräumen von Baustoffresten, ggf. Bodenaustausch, Wiederbegrünung).  

• Für die Befestigung von Flächen sind nach Möglichkeit versickerungsfähige Beläge zu 
verwenden.  
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Niederschlagswasserbewirtschaftung  
Zur Sicherung des natürlichen Wasserhaushaltes und entsprechend den Bestimmungen des 
Landeswassergesetzes soll das anfallende unbelastete Niederschlagswasser vor Ort 
versickert werden (Dachbegrünung, Versickerungsmulden). Auch eine Nutzung als 
Brauchwasser ist möglich.  

Versickerungsmulden sind naturnah zu modellieren und mit einer mit gebietsheimischen 
Landschaftsrasen-Mischung für frische bis feuchte Standorte einzusäen. 

Verringerung von klimatischen Beeinträchtigungen  
Die Anpflanzung von schattenspendenden Einzelbäumen und Baumreihen über versiegelten 
Flächen sowie die Begrünung von Dächern verringern potentielle Aufheizungsflächen.  

Sicherung des vermuteten Bodendenkmals  
Bis zum Vorliegen der Ergebnisse der Erkundungsuntersuchung können keine konkreten 
Maßnahmen benannt werden. Im Falle des Vorhandenseins und der Betroffenheit eines 
Bodendenkmals ist eine Abstimmung mit der Landesarchäologie erforderlich und sind deren 
Vorgaben einzuhalten. 

6.9.3 Maßnahmen zum Ausgleich von Beeinträchtigungen  

Interne Ausgleichsmaßnahmen  

Baumpflanzungen  
Durch Baumpflanzungen soll Grünvolumen geschaffen und eine Ortsrandeingrünung 
hergestellt werden, die die Bebauung gliedert und perspektivisch einbindet. Aufgrund der 
vorhandenen Leitungen ist eine Bepflanzung des Bebauungsplanrandbereiches mit Bäumen 
nicht möglich. Daher besitzt die Pflanzung von Bäumen auf den Spielflächen einen besonders 
hohen Stellenwert für die ökologische und gestalterische Kompensation der Beeinträch-
tigungen durch die Baumaßnahme.  

Für Baumpflanzungen werden daher folgende Standorte empfohlen, die durch entsprechende 
zeichnerische und/oder textliche Festsetzungen vorzugeben sind:  

•  Ergänzung der Baumreihe entlang der Adolf-Diesterweg-Straße  
• Baumpflanzungen (1 Baum 1. Ordnung je angefangene 300 qm bebaute oder versiegelte 

Grundstücksfläche)  

Neugestaltung des Landschaftsbildes  
Die Herstellung einer neuen Ortsrandeingrünung kann aufgrund der Pflanzbeschränkungen 
auf dem Leitungsschutzstreifen nur erreicht werden durch eine möglichst hohe Anzahl an 
Baumpflanzungen in der Nähe zu den Baukörpern, die Verwendung von hochwüchsigen und 
vornehmlich auch breitkronigen Bäumen 1. Ordnung sowie die (teilweise) Bepflanzung des 
Leitungsschutzstreifens mit geeigneten Sträuchern.  

6.9.4 Externe Ausgleichsmaßnahmen  

Externer Ausgleichsbedarf  
Durch die Vorhaben wird nach bisherigem Stand der Planungen ein externer Ausgleichsbedarf 
von 2.960 qm verursacht, davon 1.280 qm durch den Teilbebauungsplan Nr. 645 a (vgl. Kap. 
3.1). Ziel des externen Ausgleichs ist die Kompensation der im Bebauungsplangebiet entfal-
lenden tatsächlich oder potentiell vorhandenen Funktionen der Schutzgüter Lebensraum, 
Boden und Wasser.  

Ausgleichsflächen  
Für den externen Ausgleich werden die als Acker genutzten und daher aufwertbaren Teil-
flächen der Flurstücke Nr. 687, 688 und 696/7 östlich des Harschwegweihers im Stadtteil 
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Oppau heran gezogen (vgl. Übersichtsplan auf der folgenden Seite und Plan Nr. 3). Die 
Teilflächen (bzw. die gesamte Ackerfläche) besitzen eine Größe von insgesamt ca. 3.560 qm. 
Somit wird an dieser Stelle der Ausgleichsbedarf für den Gesamt-Bebauungsplan Nr. 645 
abgedeckt. Die Ausführung der Ausgleichsmaßnahme wird im Grünordnungsplan 
beschrieben. 

Die agrarstrukturellen Belange werden gem. § 15 (3) BNatSchG insoweit berücksichtigt, als es 
sich bei der Fläche um ein durch den Bau des benachbarten Pflegeheims entstandenes 
Acker-Reststück handelt, das aufgrund der geringen Größe nur mit geringer Rentabilität 
bewirtschaftet werden kann. 

 

6.10 In Betracht kommende anderweitige Planungsmöglichkeiten / Varianten-
prüfung 

Anderweitige Planungsmöglichkeiten - insbesondere Alternativstandorte - wurden im Vorfeld 
untersucht. Die Beeinträchtigungen an anderen Standorten wurden als größer und 
tiefgehender gewertet als an dem hier vorliegenden. 

Aufgrund der Größe der erforderlichen Kindertagesstätte (ca. 7 Gruppen mit 140 Kindern) und 
den damit verbundenen Freiflächenanteilen, sowie des zeitlich engen Handlungsbedarfs 
(Flächenverfügbarkeit) kommen nach Einschätzung des Fachamtes im Stadtgebiet nur 
Flächen in Betracht, die derzeit nicht bebaut sind (Stadtpark, Siedlungsrandgebiet). Größere 
bebaute Flächen die für eine Umnutzung zur Verfügung stünden, stehen momentan nicht zur 
Verfügung und sind auch nicht in absehbarer Zeit zu erkennen.   
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In Betracht genommene Alternativ- Standorte: 
-  Weimarer Straße Nähe Bolzplatz - Fläche im Außenbereich, Fläche zu klein für sieben 

Gruppen, Fläche am Stadtpark –wichtiger Baumbestand, hoher Ausgleichsaufwand 

- Weimarer Straße /In den Neugärten - Nördlich Bezirkssportanlage – Fläche im 
Außenbereich am Stadtpark –wichtiger und großer Baumbestand der überwiegend 
überplant würde - sehr hoher Ausgleichsaufwand, Verlust und Beeinträchtigung 
wohnortnaher städtischer Grünbereiche 

- Heinz-Schifferdecker-Straße Melm – Fläche deutlich zu klein 

6.11 Monitoring 

Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens wird die Einhaltung der Auflagen und 
Maßnahmen zum Natur- und Artenschutz sowie die Umsetzung der Kompensations-
maßnahmen überwacht. Ein Monitoring der Entwicklung des Gebietes findet im Rahmen der 
kommunalen Landschaftsplanung und der allgemeinen Umweltüberwachung statt. 

6.12 Allgemeinverständliche Zusammenfassung des Umweltberichts 

Anlass  
Die Stadt Ludwigshafen beabsichtigt, eine Teilfläche der zwischenzeitlich nicht mehr 
vollständig benötigten Friedhofserweiterungsfläche nordwestlich des Oggersheimer Friedhofs 
zur Errichtung einer Kindertagesstätte heran zu ziehen. Der hierzu aufgestellte Bebauungs-
plan Nr. 645a soll die planungsrechtlichen Voraussetzungen für das Vorhaben schaffen.  

Beschreibung des Planungsgebietes  
Der ausgewiesene Geltungsbereich des Bebauungsplanes hat eine Größe von 3.843 m². Er 
erstreckt sich, ausgehend von der Adolf-Diesterweg-Straße, auf einer Länge von 80 m parallel 
zum Friedhof. Die Breite von ca. 47 m wird durch die im Norden vorhandene Hauptwasser-
leitung bestimmt.  

Derzeit wird die Fläche mit Ausnahme eines Gehölzstreifens an der Adolf-Diesterweg-Straße 
intensiv landwirtschaftlich genutzt (Gemüseanbau). Das Planungsgebiet ist jedoch laut 
rechtskräftigem Bebauungsplan als Grünfläche ausgewiesen. Bei der Beurteilung der 
ökologischen Qualität ist daher auch das aufgrund dieser Ausweisung bestehende Potential 
zu berücksichtigen.  

Die betrachtete Fläche weist folgende Wertigkeiten auf 
Offene Standorte mit überwiegend hoher Eignung zur Erfüllung der Funktionen als Lebens-
raum, Pflanzenstandort, Versickerungs- und Verdunstungsfläche sowie als Fläche mit 
klimatisch positiver Wirkung  

• Hohe Bedeutung für das Landschaftsbild aufgrund der Ortsrandlage und Vorhandenseins 
prägender Vegetationselemente (Gehölzsaum am Friedhof)  

• Vermutetes Bodendenkmal (kulturgeschichtliches Unikat)  

Auswirkungen der geplanten Maßnahmen  
Das Vorhaben hat für die Schutzgüter des Naturhaushaltes folgende dauerhafte Aus-
wirkungen:  

• Dauerhafter Verlust von 1.280 qm offenen Flächen und Vegetationsstrukturen mit (teilweise 
potentieller) Bedeutung als Lebensraum und Bodenstandort sowie für Versickerung und 
Verdunstung.  
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• Beeinträchtigung angrenzender Bereiche und / oder ihrer Funktionen (Biotope, 
Trauerstätte) durch die geplante Bebauung bzw. Nutzung (Aufheizung, Barrierewirkung, 
Störungen durch Lärm und Bewegungsunruhe)  

• Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch bauliche Vorverlagerung des Ortsrandes 
und Verstellen der vorhandenen hochwertigen und markanten Ortsrandeingrünung am 
Friedhof  

Landespflegerische Maßnahmen  
Die zu erwartenden Beeinträchtigungen und Verluste für den Naturhaushalt werden durch 
eine Reihe von Maßnahmen im Planungsgebiet verhindert, reduziert oder (teil-)ausgeglichen:  

• Erhalt einzelner wertvoller Vegetationsflächen und -strukturen (Gehölzflächen, Einzel-
bäume)  

• Verminderung insbesondere von klimatischen und lufthygienischen Beeinträchtigungen, 
z.B. durch Regenwasserbewirtschaftung und Baumüberstellung  

• Kompensation der entstehenden Beeinträchtigungen und Verluste im Eingriffsgebiet durch 
umfangreiche Festsetzung von Baumpflanzungen und Ausweisung von Grünflächen.  

Da für den gesamten Geltungsbereich eine rechtskräftige Ausweisung als Grünfläche vorliegt, 
stehen innerhalb des Planungsgebietes keine Flächen für eine Aufwertung zur Verfügung. 
Daher sind externe Ausgleichsmaßnahmen (Ersatzmaßnahmen) zur Kompensation des 
1.280 m² großen Defizits erforderlich. Hierzu werden die ackerbaulich genutzten und daher 
aufwertbaren Teilflächen der Flurstücke Nr. 687, 688 und 696/7 östlich des Harschwegweihers 
im Stadtteil Oppau heran gezogen und diese in eine extensive Wiese mit Obstbaum- und 
Gehölzpflanzungen umgewandelt.  

Die Aufwertungsfläche besitzt eine Größe von insgesamt ca. 3.560 qm und kann somit den 
Gesamt-Ausgleichsbedarf für das ursprünglich komplette Plangebiet abdecken. Derzeit 
werden nur die angesprochenen 1.280 m² beansprucht, die restlichen 2.280 m² 
Ausgleichsfläche könnten ins Ökokonto eingespeist werden.  

Fazit  

Das geplante Bauvorhaben führt zu deutlichen Eingriffen in den Naturhaushalt.  

Durch landespflegerische Maßnahmen können die im Planungsgebiet entstehenden 
Funktionsverluste der Schutzgüter vor Ort minimiert und insoweit ausgeglichen werden, dass 
keine erheblichen Beeinträchtigungen zurück bleiben und die Erfüllung der Schutzgut-
funktionen gesichert ist.  

Eine vollständige Kompensation ist innerhalb des Bebauungsplangebietes jedoch nicht 
möglich, weshalb für die verbleibenden Beeinträchtigungen eine externe Kompensation 
erforderlich ist und vorgesehen wird.  

Darüber hinaus entstehende temporäre Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes außerhalb 
des Bebauungsplan-Geltungsbereiches sind inklusive der daraus ggf. resultierenden 
landespflegerischen Maßnahmen im Rahmen der nachfolgenden konkretisierenden 
Genehmigungsplanungen zu behandeln. 
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7 ABWÄGUNG DER ÖFFENTLICHEN UND PRIVATEN BELANGE 

7.1 Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (1) BauGB 

Zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gingen keine Anregungen ein.  

7.2 Anhörung der Behörden gem. § 4 (1) BauGB 

Die Beteiligung gemäß § 4 (1) BauGB erfolgte mit Schreiben vom 01.12.2016. Anhand eines 
Planentwurfes zum Bebauungsplanverfahren Nr. 645 „Adolf-Diesterweg-Straße Nord“ mit 
Datum vom 28.11.2016 und schriftlichen Erläuterungen wurden die Planungsziele dargelegt. 
Die Beteiligten wurden aufgefordert innerhalb eines Monats eine Stellungnahme abzugeben 
und sich im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detailierungsgrad der Umweltprüfung 
zu äußern. Die Beteiligung zur 27. FNP-Änderung „Adolf-Diesterweg-Straße Nord“ gemäß § 4 
(1) BauGB wurde mit gleicher Post durchgeführt. 

Folgende Stellungnahmen wurden abgegeben: 

Generaldirektion Kulturelles Erbe v. 19.12.2016: Zwei archäologische Fundstellen sind von 
der Planung betroffen. Es sind dies eine frühzeitliche Siedlungsstelle sowie ein Gräberfeld. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
In Abstimmung mit der Landesarchäologie wurde eine Geomagnetische Erkundung 
durchgeführt. Hierbei zeigte sich, dass auch im Plangebiet selbst mit Funden zu rechnen ist. 
Näher Erkenntnisse können lediglich durch Sondageschnitte gewonnen werden. Diese 
Sondageschnitte sind in Abstimmung mit der Landesarchäologie vor Ort zu legen. Nach den 
Erkenntnissen hieraus kann das weitere Vorgehen abgestimmt werden. Der Zeitrahmen der 
für eventuell erforderliche Grabungsarbeiten angesetzt werden muss, kann bislang nicht 
kalkuliert werden, da dieser von den konkreten Funden abhängig ist. Diese Maßnahmen sind 
vor einer Baugenehmigung durchzuführen, da diese nur mit Zustimmung der Direktion 
Landesarchäologie erteilt werden kann. Weitere Abstimmungen sind bereits terminiert, diese 
laufen jedoch unabhängig vom Bebauungsplanverfahren.  

Rhein-Pfalz-Kreis: Gesundheit u. Verbraucherschutz  v. 22.12.2016: Im Bebauungsplan-
verfahren ist hinsichtlich des Lärmaufkommens ein entsprechendes Gutachten zu machen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Das Gutachten wurde erstellt. Maßgeblich zu betrachten war hierbei der Verkehrslärm. Es 
zeigte sich, dass insbesondere der nächtliche Schienengüterverkehr zu einer Überschreitung 
des Orientierungswertes der DIN 18005 führt. Auch der Immissionsgrenzwert der 16. BimschV 
wird überschritten. Da die geplante Kindertagesstätte nachts nicht in Betreib ist, sind hier im 
Nachtzeitraum keine Konflikte zu erwarten. 

Gascade v. 08.12.2016: Hinweis auf Sicherheitsvorschriften, Abstimmungsbedarfe, 
erforderliche Abstände. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Schutzstreifen der Gascade wird durch das reduzierte Plangebiet nicht mehr tangiert. Ein 
entsprechender Hinweis wird dennoch in den Bebauungsplan aufgenommen. Erste Abstim-
mungen sind zwischen den Leitungsträgern und der Stadtverwaltung bereits erfolgt. 

Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft v. 14.12.2016: Darstellung der Leitungstrassen 
in den Planwerken. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Mineralölproduktenleitung befindet sich im Stadtgebiet Frankenthal und wird durch die 
reduzierte Abgrenzung des Planbereiches nicht tangiert. Im Plan ist eine nachrichtliche 
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Darstellung aufgenommen. Ebenso befindet sich ein entsprechender Hinweis auf dem 
Bebauungsplan. Weitere Maßnahmen sind nicht erforderlich. 

Landwirtschaftskammer v. 21.12.2016: Es werden Bedenken erhoben wegen des Verlustes 
von landwirtschaftlich gut nutzbarer Fläche mit hoher Ertragszahl, sowie Flächenverluste 
durch Ausgleichsflächen, Anfahrbarkeit. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Flächeninanspruchnahmen von Außenbereichsflächen betreffen in der Regel landwirtschaft-
lich genutzte Flächen. Daher besteht hier tatsächlich ein Konfliktpunkt bei dem unterschied-
liche Interessen gegeneinander abgewogen werden müssen. Im vorliegenden Fall ist die 
Fläche bereits heute planerisch der Landwirtschaft entzogen (Grünfläche für 
Friedhofserweiterung) wird aber faktisch für die Landwirtschaft genutzt. Auch die 
herangezogene Ausgleichsfläche am Harschwegweiher wird zur Zeit landwirtschaftlich 
genutzt. Diese Flächen gehen dauerhaft für die Landwirtschaft verloren.  
Durch die Reduzierung des Plangebietes wird in die derzeit bestehende Anfahrbarkeit der 
Äcker nicht eingegriffen, diese Situation verbleibt im derzeitigen Bestand.  

Stadt Frankenthal v. 12.01.2017: Es werden Bedenken erhoben wegen des Verlustes der 
Ortseingrünung und Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Eine geschlossene Ortsrandeingrünung ist wegen den vorhandenen Leitungstrassen und den 
damit verbundenen Schutzabständen und Pflanzrestriktionen nicht umsetzbar. Im Rahmen 
des Grünordnungsplanes wurden für das Bebauungsplanverfahren allerdings Maßnahmen zur 
Minderung des Eingriffs formuliert. Diese Maßnahmen sind im Umweltbericht benannt. Für die 
Freibereiche der Kindertagesstätte ergibt sich ohnehin die Notwendigkeit, den nach Norden 
orientierten Hauptspielbereich gärtnerisch einzugrünen und über entsprechende 
Baumpflanzungen für Verschattungen zu sorgen. Die Freiflächengestaltungsplanung wird mit 
den Leitungsträgern abgestimmt werden. Insofern gibt es hier keinen grundsätzlichen 
Interessenskonflikt zwischen den Städten Frankenthal und Ludwigshafen. 

Regionalstelle Wasserwirtschaft SGD v. 12.12.2016: Es werden Anregungen vorgebracht zu 
Trinkwasserversorgung, Niederschlagswasserbewirtschaftung, Abstimmungsbedarf 
Entwässerungskonzept, Bodenschutz und Ausführung von Stellplätzen. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Trinkwasserversorgung: Durch die Hauptwasserleitung ist hier genügend Trinkwasser vor Ort.  
Niederschlagswasserbewirtschaftung: Es ist vorgesehen, das Oberflächenwasser über die 
belebte Bodenzone (alternativ Rigolen) zu versickern. Ein entsprechender Entwässerungs-
antrag wird im Vorfeld zur Baugenehmigung erarbeitet und dann eingereicht. 
Stellplätze: Die Anregung zu Gestaltung der Stellplätze und Zufahrten ist im Bebauungsplan-
entwurf aufgenommen. 

Landesamt für Geologie und Bergbau v. 20.12.2016: Hinweis Pfalzwerke geofuture GmbH, 
Hinweise zu Boden und Baugrund. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Eine Beteiligung der Fa. Pfalzwerke geofuture GmbH ist erfolgt, Bedenken und Anregungen 
wurden für das Verfahren nicht vorgebracht. Hinsichtlich des Baugrundes werden im Vorfeld 
zum Bauantrag entsprechende Bodenuntersuchungen zur Tragfähigkeit und zur Versickerung 
vom zuständigen Fachbereich eingeholt. Bezüglich der Radonvorkommen wurde ein Hinweis 
in den Bebauungsplan aufgenommen. Es ist allerdings ein nichtunterkellertes Gebäude 
vorgesehen, sodass hier nicht von erheblichen Beeinträchtigungen auszugehen ist. Weitere 
Maßnahmen sind im Bebauungsplanverfahren nicht erforderlich. 

Deutsche Bahn v. 13.12.2016: Hinweis auf Lärm durch Eisenbahn. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
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Das im Rahmen des Aufstellungsverfahrens eingeholte Schallgutachten belegt, dass 
insbesondere zu den Nachtzeiten aufgrund des hohen Anteils an schienengebundenen 
Güterverkehren mit schalltechnischen Konflikten gerechnet werden muss. Da die 
Kindertagesstätte nur Tagbetrieb hat und nachts kein besonderer Schutz von Schlafräumen 
besteht, wurde hier der Lärmpegelbereich III ermittelt.  

Deutsche Telekom v.12.12.2016: Neue Versorgungsleitung erforderlich 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Anregungen werden zur Berücksichtigung in der Gebäudeplanung weitergegeben. 
Weitere Maßnahmen sind im Bebauungsplanverfahren nicht erforderlich. 

Rhein-Neckar-Verkehr v. 19.12.2016: Hinweis auf Bushaltestelle und keine Beeinträchtigung 
der Buslinien. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Aufgrund der Entfernung der Buslinie sowie der Bushaltestelle zum konkreten Plangebiet, ist 
hier nicht mit gegenseitigen Beeinträchtigungen zu rechnen. Weitere Maßnahmen sind im 
Bebauungsplanverfahren nicht erforderlich. 

7.3 Öffentliche Auslegung gem. § 3(2) BauGB 

Während der Offenlage gem. § 3(2) BauGB gingen seitens der Bürgerinnen und Bürger keine 
Anregungen ein. 

7.4 Beteiligung der Behörden gem. § 4 (2) BauGB 

Die Beteiligung gemäß § 4 (2) BauGB erfolgte mit Schreiben vom 30.03.2017. Anhand eines 
Planentwurfes zum Bebauungsplanverfahren Nr. 645a „Adolf-Diesterweg-Straße Nord“ mit 
Datum vom 24.02.2017 und schriftlichen Erläuterungen wurden die Planungsziele dargelegt. 
Die Beteiligten wurden aufgefordert innerhalb eines Monats eine Stellungnahme abzugeben. 
Die Beteiligung zur 27. FNP-Änderung „Adolf-Diesterweg-Straße Nord“ gemäß § 4 (2) BauGB 
wurde mit gleicher Post durchgeführt. 

Folgende Stellungnahmen wurden zum Bebauungsplanentwurf abgegeben und sind im 
Originalwortlaut in den Anlagen beigefügt: 

Generaldirektion Kulturelles Erbe mit Schreiben v. 21.04.2017 i.V. mit Schreiben v. 
19.12.2016: Zwei archäologische Fundstellen sind von der Planung betroffen. Es sind dies 
eine frühzeitliche Siedlungsstelle sowie ein Gräberfeld. Aufgrund des relativ eindeutigen 
Ergebnisses einer durchgeführten geomagnetischen Prospektion ist mit hoher 
Wahrscheinlichkeit von archäologischen Betroffenheiten auszugehen, wobei die östliche 
Anomalie sehr wahrscheinlich Befunde eines vorgeschichtlichen Langhauses zeigt. 
Notwendigkeit der weiteren Abstimmung mit der Generaldirektion.  

Stellungnahme der Verwaltung: 
In Abstimmung mit der Landesarchäologie wurde vor weiteren Maßnahmen ein archäologisch 
überwachter Oberbodenabtrag vereinbart. Nach den Erkenntnissen hieraus kann das weitere 
Vorgehen abgestimmt werden. Der Zeitrahmen der für eventuell erforderliche 
Grabungsarbeiten angesetzt werden muss, kann bislang nicht kalkuliert werden, da dieser von 
den konkreten Funden abhängig ist. Diese Maßnahmen sind vor einer Baugenehmigung 
durchzuführen, da diese nur mit Zustimmung der Direktion Landesarchäologie erteilt werden 
kann. Weitere Abstimmungen sind bereits terminiert, diese laufen jedoch unabhängig vom 
Bebauungsplanverfahren.  

Deutscher Wetterdienst mit Schreiben v. 21.04.2017: Berücksichtigung der Auswirkungen des 
Vorhabens zum Schutzgut Klima sowie Beachtung des Aspektes der Anpassung an den 
Klimawandel 
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Stellungnahme der Verwaltung:  
Der Klimaaspekt ist im Umweltbericht behandelt. Um die Flächeninanspruchnahme zu 
reduzieren wurde die zweigeschossige Bauweise gewählt. Die festgesetzte Dachbegrünung 
dient einerseits als Puffereffekt für den Regenwasserabfluss, aber auch dazu die 
Aufheizeffekte der Mikroklimas zu minimieren. Des Weiteren sollen Baumpflanzungen 
möglichst im Bereich der Stellplätze erfolgen, um hier eine Verschattung von versiegelten 
Bereichen zu erlangen. Die hier angesprochenen Aspekte sind in die Planung eingeflossen 
und haben in der dargestellten Weise in der Planung Berücksichtigung gefunden. Weitere 
Maßnahmen sind nicht erforderlich, die Planung wird zu diesem Punkt unverändert 
weitergeführt. 

Gascade mit Schreiben v. 07.04.2017: Hinweis auf Sicherheitsvorschriften, 
Abstimmungsbedarfe, erforderliche Abstände. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Schutzstreifen der Gascade wird durch das reduzierte Plangebiet nicht mehr tangiert. Ein 
entsprechender Hinweis wird dennoch in den Bebauungsplan aufgenommen. Erste Abstim-
mungen sind zwischen den Leitungsträgern und der Stadtverwaltung bereits erfolgt. Die Bitte 
um Beteiligung am weiteren Verfahren wird an den zuständigen Fachbereich weitergegeben. 
Weitere Maßnahmen sind im Bebauungsplanverfahren nicht erforderlich, die Planung wird zu 
diesem Punkt unverändert weitergeführt. 

Rhein-Pfalz-Kreis: Gesundheit u. Verbraucherschutz mit Schreiben v. 19.04.2017: Beachtung 
der Festsetzungsvorschläge unter Punkt 8 des schalltechnischen Gutachtens (passive 
Schallschutzmaßnahmen)  

Stellungnahme der Verwaltung: 
Das Gutachten wurde für den Gesamtbereich des ursprünglichen Bebauungsplanverfahrens 
erstellt. Somit enthält es unter Punkt 8 Vorschläge die die Fläche für die angedachte 
Wohnbebauung betreffen. Hier sind vor allem die Nachtwerte ausschlaggebend. Dieser 
Bereich ist im vorliegenden Bebauungsplanentwurf nicht mehr enthalten und soll 
gegebenenfalls in einem nachgeschalteten Verfahren bearbeitet werden. Da die geplante 
Kindertagesstätte nachts nicht in Betreib ist, sind hier im Nachtzeitraum  keine Konflikte zu 
erwarten. Dies ist im Gutachten auch entsprechend aufgeführt, weitere Maßnahmen sind nicht 
erforderlich. Daher wird das Verfahren zu diesem Punt unverändert weitergeführt. Die Bitte um 
Beteiligung am weiteren Verfahren wird an den zuständigen Fachbereich weitergegeben. 

Landwirtschaftskammer mit Schreiben v. 03.05.2017: Bitte um Klarstellung weshalb der 
Landschaftspflegerische Ausgleich nicht durch die Renaturierung des Altrheingrabens als 
erfüllt gewertet werden kann. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Renaturierung des Altrheingrabens ist eine Gewässerentwicklungsmaßnahme die bereits 
im Landschaftsplan zum Flächennutzungsplan ´99 vorgesehen war, und von langer Hand 
vorbereitet wurde. Daher handelt es sich hier sowohl zeitlich als auch inhaltlich um ein 
getrenntes und eigenständiges Verfahren. Aus diesem Grund muss die Renaturierung des 
Altrheingrabens für diese Maßnahme nicht herangezogen werden. 
Die Eingrünungsmaßnahmen am Harschwegweiher sind ebenfalls im Flächennutzungsplan 
und Landschaftsplan bereits enthalten – auch als Ausgleichs- und Ersatzflächen. Daher ist die 
Nutzung dieser Fläche für diesen Zweck durch den Flächennutzungsplan und 
Landschaftsplan bereits planerisch vorbereitet. 
Die Flächen am Harschwegweiher sind in städtischem Eigentum. Nur rund ein Fünftel der 
Fläche, 750 qm, waren noch zur landwirtschaftlichen Nutzung verpachtet. Die örtliche 
Agrarstruktur wird dadurch nicht erheblich beeinträchtigt. Für die Maßnahme an dieser Stelle 
spricht, dass die Ortsrandeingrünung verbessert werden kann und eine attraktive Fläche auch 
für die ortsnahe Naherholung geschaffen wird. Aus planerischer Sicht wurde daher der 
Zuordnung dieser Fläche der Vorzug gegeben. 
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Technische Werke Ludwigshafen mit Schreiben v. 13.04.2017: Hinweis auf bestehende 
Dienstbarkeiten, sowie Übernahme dieser im zeichnerischen und festsetzenden Teil des 
Bebauungsplanes. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Im Bebauungsplanentwurf wurde ein Geh- und Leitungsrecht im Bebauungsplan mit dem 
Zweck als Merkposten dargestellt. Die im Grundbuch bereits bestehenden Dienstbarkeiten 
greifen tiefer und stellen bereits eine Sicherung der Belange der TWL dar. Maßnahmen 
innerhalb dieses Bereiches können deshalb nur in Abstimmung mit der TWL erfolgen. Der 
Bebauungsplan könnte hier nichts regeln, was nicht bereits auf anderer Grundlage geregelt 
ist. Daher sind hier dezidiertere Festsetzungen nicht erforderlich. Die Planung wird zu diesem 
Punkt unverändert weitergeführt. 

Naturfreunde Verband mit Schreiben v. 27.04.2017: Ausgleichsfläche zu weit weg.  

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die überplante Fläche wird derzeit intensiv ackerbaulich genutzt. Aufgrund des derzeit 
geringen Anteils an geeigneten Vegetationsstrukturen ist insbesondere bei den größeren 
Tierarten bzw. jenen mit einem höheren Revieranspruch davon auszugehen, dass das 
Planungsgebiet derzeit als Teillebensraum genutzt wird. Da unmittelbar angrenzend noch 
weite Ackerflächen zur Verfügung stehen, ist dieser Teillebensraum nicht gefährdet, auch 
nicht für Vögel und Insekten. Eine Realisierung der Planung mit den erforderlichen 
Grünflächen vergrößert die Lebensraumvielfalt im überplanten Gebiet.  
Die Ausgleichsmaßnahmen am Harschwegweiher sind im gültigen Flächennutzungsplan und 
Landschaftsplan bereits als Ausgleichs- und Ersatzflächenenthalten, daher ist die Nutzung 
dieser Fläche für diesen Zweck bereits planerisch vorbereitet. 
Weitere Maßnahmen sind im Bebauungsplanverfahren nicht erforderlich, die Planung wird zu 
diesem Punkt unverändert weitergeführt.  

Telefonica Germany mit Schreiben v. 20.04.2017: Hinweis Richtfunkstrecken, 
Höhenbegrenzung - eine max. Bauhöhe von ca. 35 m soll nicht überschritten werden. 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die vorgeschlagene Höhenbegrenzung wird durch die max. 2-Vollgeschosse nicht erreicht. 
Weitere Maßnahmen sind im Bebauungsplanverfahren nicht erforderlich, die Planung wird zu 
diesem Punkt unverändert weitergeführt.  

Deutsche Telekom mit Schreiben vom 20.04.2017 i.V. mit Schreiben v.12.12.2016: Neue 
Versorgungsleitung erforderlich, Beteiligung bei künftigen Verfahren 

Stellungnahme der Verwaltung: 
Die Anregung wird an den für die Gebäudeplanung zuständigen Fachbereich weitergegeben. 
Der Hinweis auf künftige Beteiligung in Bebauungsplanverfahren wird zur Kenntnis 
genommen. Weitere Maßnahmen sind im Bebauungsplanverfahren nicht erforderlich, die 
Planung wird zu diesem Punkt unverändert weitergeführt. 

7.5 Zusammenfassung der Abwägung 

Belange die für die Planung sprechen  
- Verbesserung der Kinderbetreuung im Stadtteil  
- der Standort ist an das bestehende Straßennetz angeschlossen 
- ausreichend Flächenverfügbarkeit für kurzfriste Umsetzung 

Belange die gegen die Planung sprechen  
- Überplanung einer bislang unversiegelten Fläche mit Auswirkungen auf die 

Schutzgüter Tiere und Pflanzen, Mikro-Klima, Wasser, Boden und Landschaftsbild 
- Entstehung von Lärmemissionen durch Betrieb und Verkehr 
- Das eventuelle Vorhandensein von Bodenarchäologischen Funden auf der Fläche 

erschwert die wirtschaftliche Nutzung, führt zu höheren Kosten für die Baureifmachung 
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Abwägung der Belange 

Durch die Bebauungsplanung werden derzeit zwar landwirtschaftlich genutzte Flächen im 
Außenbereich überplant und Eingriffe in Natur und Landschaft vorbereitet, diese Flächen sind 
aber bereits heute planerisch als Friedhofserweiterungsfläche belegt. Insofern würde auch 
diese Nutzung gewisse Beeinträchtigungen mit sich bringen. Vor allem im Hinblick auf die zu 
untersuchenden Bodenarchäologischen Belange.  

Durch die geplante Darstellung kann eine dringend benötigte Kindertagesstätte mit 
ausreichendem Freiflächenangebot gebaut werden, wobei insbesondere die kurzfristige 
Grundstücksverfügbarkeit von großem Vorteil ist.  

Aus den genannten Gründen wird in der Gesamtabwägung aller genannten Belange gegen 
und untereinander, den Aspekten die für die vorliegende Planung sprechen, mehr Gewicht 
gegeben. 

8. UMSETZUNG DES BEBAUUNGSPLANES 

8.1 Bodenordnung 

Die Grundstücke befinden sich im Eigentum der Stadt Ludwigshafen. Bodenordnerische 
Maßnahmen sind zur Umsetzung nicht erforderlich.  

8.2 Archäologische Untersuchung 

Vor Umsetzung des Bebauungsplanes sind archäologische Untersuchungen durchzuführen 
und abzuschließen.  

8.3 Flächen und Kosten 

Für die Gehwegerweiterung und die Anpassung an den Bestand auf einer Fläche von ca. 
100 m² á 200 € ergibt sich ein Umbauvolumen von ca. 20.000 €. 

Die Kosten für den externen Ausgleich auf einem Flächenanteil von ca. 1.280.m² belaufen 
sich auf etwa 13.500 € (ohne Grundstückskosten). 

Die Kosten für Archäologischen Bodenabtrag und Begutachtung  

überschlägig auf ca. 4.000 € geschätzt. Weitere Schätzungen sind derzeit nicht möglich, da 
Umfang und Dauer eventueller Grabungen derzeit nicht abgesehen werden können. 

Für die Bauleitplanung ist dieser Sachstand ausreichend. Eventuelle Sicherungsgrabungen 
und die damit verbunden Kosten stehen im Zusammenhang mit dem konkreten Bauvorhaben 
und werden in diesem Kontext thematisiert bzw. geregelt. 

Ludwigshafen, den 15.05.2017 

 

……………………………….. 
Magin 
Bereichsleiter Stadtplanung 
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9.  ANLAGEN 

9.1 Anregungen der Behörden gem. § 4(1) BauGB 
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